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Im Juli-Heft vom 31.07.2020
hatte sich MuNic schon
vorgestellt. Die Ausgabe ist
hier zu finden:
https://radicaldemocrat.n
ews/philosophie-
radikaldemokratie/

hier das PDF.

,Die Seile der Abhéngigkeit
zerschneiden‘ nannte MuNic
dieses Bild, dass sie uns fiir
die Titelseite zur Verfligung
gestellt hatte, siche folgendes
Bild:

7 Radikaldemokratie

Sie schrieb unter anderem zu
ihrer Kunst, die sie auf Seite 2
vorgestellt hat, Zitat:
,Wer verlisst sich noch auf
die Politiker? In unserem
Krankheitssystem, sind
doch den Arzten auch die
Hinde gebunden. Wir
miissen es selber machen.
Wir sollten drauf achten,
dass durch Hetzkampagnen
nicht mehr gespaltet wird.
Das ,,Teile und Herrsche —
Prinzip wird auch heute
noch angewendet. Wenn wir
es schaffen, ein eigenes
System auf zubauen, konnen
wir uns von den Ketten des
alten Systems lésen, konnen
nicht mehr geknechtet
werden.*

Die Redaktion

2

Die Skulptur steht in Magdeburg und ist 5 Meter hoch. Zwei iiberdimensionale Hénde aus
Holz, mit Stahlunterkonstruktion symbolisieren ,das Leben auf Hinden getragen“. Die
Kiinstlerin MuNic mochte allen Menschen Mut machen und daran erinnern, dass jeder selbst
Schopfer ist und durch Konzentration auf die positiven Momente des Lebens auch schlimme
Zeiten iiberstehen kann, ohne sich von destruktiven Wirkungen politischer Entscheidungen
erdriicken zu lassen. Jeder Mensch kann etwas schaffen, kann schopferisch tétig sein, sich
selbst Sinn geben, menschlich sein. Menschen kénnen nur in Gemeinschaften {iberleben.
Wenn aber Gemeinwesen zerstort werden, das Gemeinschaftliche hintertrieben und verboten
wird, dann erfahrt der Sinn schopferischer Tétigkeit eine ganz neue Entschlossenheit.
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Einleitung

Das vorherige 8. Heft dieses Formates einer philosophischen
Zeitschrift erschien fast genau vor zwei Jahren und seit dem hat
sich fiir die Redaktion sehr viel verdndert, so dass wir die Arbeit fiir
weitere Ausgaben in dieser Form nicht mehr aufbringen konnten.
Nach  lingeren  Uberlegungen und  organisatorischen
Verdnderungen, mochten wir zu einem Format iiber gehen, welches
besser zu unseren jetzigen Lesern passt, diese besser mit
einbeziehen kann und von uns allen ohne groflen zusitzlichen
Aufwand zu leisten ist.

Da der ,,Philosophenclub der Lohnabhéngigen* (PCL) seit letztes
Jahr ein Teil der ,,Gesellschaft der Gleichen* (GdG) geworden ist
und dieser ein Ortsverein des UMEHR e.V., hat sich auch die
rechtliche und organisatorische Situation der Redaktion des PCL
verbessert und steht jetzt auf stabileren und groferen Fiilen. Nach
mehreren personellen Verdnderungen in den teils verschiedenen
Redaktionen, bietet sich jetzt eine Fusion und neue Arbeitsteilung
in diesen an.

Die Redaktion der GdG hat das Profil ihrer Wochenzeitung ,,Der
Aufstand”, dass  urspringlich von  Mitgliedern  der
Sammlungsbewegung ,,aufstehen” inspiriert war und nur eine vage
demokratische Orientierung présentierte, hin zu einer Zeitung
entwickel, die sich im Untertitel und in ihren Inhalten deutlich an
radikaldemokratische Zielsetzungen orientiert. Aus diesem Grunde
wollen wir zukiinftig die hier angedachte radikaldemokratische
Debatte weitestgehend an die Wochenzeitung iibergeben, was allen
Teilnehmern die Moglichkeit bietet, schneller offentlich zu
antworten.

Es ist fiir unsere Redaktion auch sehr praktisch, dass jetzt auch das
Kunstprojekt ,,Free Slave Projekt™ (FSP) Teil der GdG geworden
ist, weil sich fiir uns herausgestellt hat, dass wir mit den Ausgaben
unserer Zeitschriften, nicht im gleichen Takt mit der Produktivitét
der Kiinstler sind, was zur gegenseitigen Behinderung gefiihrt hat.
So musste jetzt die letzte Kiinstlerin fast zwei Jahre warten, bis wir

ihr Kunstwerk in diesem 9. Heft ver6ffentlichen. Zukiinftig ist es
also besser, auch die Aktivititen des FSP von dem Format einer
unregelméfig erscheinenden Zeitschrift zu entkoppeln und diese an
die Redaktion der Wochenzeitung mit einer eigenen Rubrik zu
iibergeben. Mit diesem 9. Heft kommen wir also vor allem unserer
eingegangenen Verpflichtung gegeniiber dem FSP nach und
veroffentlichen endlich das fiir die Titelseite eingereichte
Kunstwerk. Aus Griinden des umfangreichen Arbeitsaufwandes fiir
unsere Redaktion und den verdnderten Wiinschen unserer
Stammleserschaft, werden wir diese Gestaltung der Titelseite {iber
das FSP nicht in der Form fortsetzen konnen, sondern nur wenn es
sich zuféllig und thematisch anbietet.

Durch umfangreichen miindlichen und schriftlichen Austausch mit
unseren Stammlesern und neuen redaktionellen Mitarbeitern in den
Strukturen und im Umfeld von UMEHR e.V., ist der Redaktion
dieser Zeitschrift bewusst geworden, dass der Bedarf an leicht
verdaulichen und komprimierten Informationen zum Thema
,»Radikaldemokratie und Besitzrecht™ zwar sehr grof ist, aber noch
nicht in praktikabler Form gedeckt wird. Um diesen Bedarf decken
zu konnen, mochten wir ab dem Heft Nummer 10, nur noch Hefte
zu ganz bestimmten Themen herausbringen, in der das jeweilige
Thema von einem oder mehreren radikaldemokratischen
Standpunkten aus beurteilt wird. Zusétzlich erachten wir es als
zweckmaBig ein solches Themenheft neu aufzulegen, wenn die
Inhalte von den Autoren veréndert, oder ergénzt werden mdchten.
Natiirlich  kénnen die Themenhefte auch von neuen
radikaldemokratischen Autoren mit Beitrigen weiter ergénzt
werden.

Als Grundprinzip flir Einreichungen in die Themenhefte mochte
sich die Redaktion an dem Wunsch unserer Leser orientieren, dass
sic in einem Heft das unter dem Hauptthema ,Die
Radikaldemokratie und das Besitzrecht® erscheint, auch nur
Beitrdge finden, die sich an diesem Thema orientieren. Andere
Beitrdge und Kritiken an radikaldemokratischen Positionen, z.B.
auf der dkonomischen Basis eines modernen Besitzrechtssystems,
werden wir gerne in der Wochenzeitung verdffentlichen.

Natiirlich kann jeder Radikaldemokrat in das neue Format mit
seinem ganz speziellen Thema einsteigen und ein Themenheft
eroffnen. Um nicht den Uberblick zu verlieren, werden wir
vermutlich jedem Thema eine chronologische Nummer zuordnen
und durch die Nummer der Auflage ergénzen. Sollte sich ein
Thema als sehr umfangreich erweisen, miissten wir es aus
technischen Griinden in mehrere Bénde teilen. Das konnte
Beispielsweise wie folgt aussehen:

Thema:1, Auflage: 1, Band: 1 und 2

Vor dem Erscheinen eines jeden Themenheftes, empfiehlt die
Redaktion eine Redaktionssitzung aller radikaldemokratischen
Autoren.

Die Redaktion
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Eine radiakldemokratische
Staatstheorie

1. Eine
Verfassung

radikaldemokratische

1.1. Das Rechtssystem eines radikaldemokratisch verfassten
Staatsvolkes entspringt aus freiwilligen Uberreinkiinften und
Vertriigen zwischen Staatsbiirgern. Solche Ubereinkiinfte und
Vertrage nehmen frither oder spéter die Form einer gemeinsamen
Verfassung an, welche die Grundlage fiir alle weiteren Gesetze
bildet. Jedes radikaldemokratische Gemeinwesen kann sich nur
um eine gemeinsame Verfassung und deren Gesetze aufbaut. Eine
solche grundsitzliche Ubereinkunft eines Staatsvolkes, setzt eine
erste einstimmige Ubereinkunft voraus, so wie es auch beim
Zweck eines Vereins der fall ist und der laut dem BGB § 33,
Punkt 1, auch nur einstimmig verédndert werden kann. Erst auf der
Grundlage einer solchen grundsitzlichen Ubereinkunft, kann in
der Folge iiber Gestze und Vertrige verhandelt werden. Ein
Gemeinwesen kann seine Verbindlichkeit nach auflen, nur aus
einer solchen Verfasstheit ziehen, die von einer Gemeinschaft
insgesammt getragen und garantiert wird. Verliert ein
Gesellschaftsvertrag zwischen Staatsbiirgern seine
Verbindlichkeit, muss umgehend neu verhandelt werden. Sobald
eine Volksmasse durch einen solchen Vertrag zu einem Staatsvolk
vereint und organisiert ist, gewinnt es eine auflerordentliche
Starke und Konsistenz.

Es ist fiir die Entstehung eines Staatsvolkes sehr wichtig, dal sich
Einzelpersonen in einem Konsenz zu politischen Organisationen
konstituieren, wo ausfiihrliche Debatten {iber anstehende
Entscheidungen moglich sind, um mehrheitsfahige Losungen zu
finden.

Das allgemeine Ziel der Menschen in einem Gemeinwesen ist in
der Regel darauf orientiert, dass es Jedem gut geht und den fiir
alle niitzlichen Zusammenhalt nicht verliert. Alle Menschen
haben eine Vorstellung von Gerechtigkeit und Gleichheit vor dem
Gesetz, dass auf alle Mitglieder gleichermaflen angewendet
werden soll. Deswegen sollten Gesetze auch von allen ausgehen,
die sie einhalten mochten. Alle anderen Verhdltnisse sind
AuBenstehende und kdnnen nur vertraglich geregelt werden, aber
nicht auf der Grundlage einer gemeinsamen Verfassungs- und
Gesetzgebung.

1.2. Die Grundstrukturen einer radikaldemokratischen
Gesellschaft von Staatsbiirgern und solchen die es werden
wollen, sind iiberschaubar und auf freiwillige Ubereinkiinfte
gegriindet.  Der  Ausgangspunkt  radikaldemokratischer
Basisstrukturen liegt bei Vereinigungen, die auch schon vor der
Konstituierung radikaldemokratischer Staaten mdglich sind.
Dafiir eignen sich besonders Vereine und Gesellschaften, denen
der jetzt geltende rechtliche Rahmen bereits eine
radikaldemokratische Verfasstheit erméglicht.

Innerhalb einer radikaldemokratisch verfassten Vereinigung mit
einer gemeinsamen Verwaltungsstruktur, sind Unterschiede im
Regelwerk kein Problem, solange sie den gemeinsamen
Grundkonsens fiir einen radikaldemokratischen Zweck nicht
verlassen.

Parteien die heute noch durch Gesetze in ihrer Verfasstheit

beschrankt sind, konnen innerparteilich nicht vollstindig
radikaldemokratische =~ Verhiltnisse  herstellen, da  eine
zentralistische Machtstruktur vorgeschreiben ist, bei der die
Fiihrungsgremien die vorrangige Macht inne haben und
parlamentarische Vertreter losgelost von Parteiprogrammen iiber
Verfassungs- und Gesetzesfragen entscheiden konnen. Die
Mitglieder und Wihler von Parteien, sind auf die politische
Zuverléssigkeit ihrer Abgeordneten angwiesen, die sie mit von
ithnen entbundenen Mandat in Parlamenten wie deren Vormiinder
vertreten mussen.

Fiir einen legitimen und friedlichen Ubergang zu einer

radikaldemokratischen Gesellschaft, sollten sich
Radikaldemokraten auch in Parteien angagieren, dort
radikaldemokratische ~Krifte stdrken, Biindnisse zwischen

verschiedenen Parteigéingern anbahnen und Uberginge zu einer
humanistischen Gesellschaft durch Mehrheitsentscheidungen in
den Parlamenten anstreben.

Der Beginn eines radikaldemokratischen Staatswesens liegt nicht
darin als erstes radikaldemokratische Gesetze zu verfassen,
sondern durch das Streben nach solchen, erst ein Staatsvolk zu
versammeln. Heute bezeichnet man die Bevolkerung, welche bei
der Gesetzgebung ,,vertreten* wird als Volksmasse, die maximal
Massenorganisationen haben, die wiederum nur ,,Vertreter
wihlen diirfen, aber selbst keinen Zugang zur gesetzgebenden
Macht und zur Kontrolle der Staatsgewalten erhalten.
Massenorganisationen sind mit einer Hierarchie populistischer
Fiihrern ausgestattet, die eine Masse von Menschen grundsétzlich
von denen unabhingig ,,vertreten sollen, aber in einer solchen
Verfasstheit kein Gemeinwesen von Gleichen unter Gleichen sein
konnen.

Natiirlich  sind  unorganisierte, oder durch Vertreter
rntmiindigte Volksmassen nicht dazu in der Lage eine
radikaldemokratische Gesetzgebung zu konstituieren, weil
ihnen die auf einen radikaldemokratischen Zweck vereinigten

Staatsbiirger als souverdne Gesetzgeber fehlen. Solch
angehende  Staatsbiirger  konnen nur aus  dem
Zusammenschluss bereits radikaldemokratisch verfasster
Vereinigungen  hervorgehen, die  sich  auf  eine

radikaldemokratische Verfassung einigen konnten.

1.3. Die zweckmifBige Grofle von radikaldemokratischen
Basisgruppen, als Grundlage fiir ein spiteres Staatsgebilde
unter der selben Verfassung, sollte aus wissenschaftlicher Sicht
150 Personen nicht iiberschreiten, da Menschen ab dieser
Personenanzahl in der Regel den Uberblick verlieren. Das
bedeutet, dass sich die Staatsbiirger einer radikaldemokratischen
Basisvereinigung untereinander bekannt und vertraut sein sollten.
Die Organisation von Basisvereinigungen unter einen sie
einenden Zweck ist wichtiger, als die Grofle welche sie
darstellen. Dariiber hinaus ist es besser mit Vertrdgen zu arbeiten
und Fdderationen zu bilden.

Die genaue Grofie einer radikaldemokratischen Vereinigung ist
ihr natiirlich immer selbst tiberlassen. Differierende Grofen und
Strukturen von radikaldemokratischen Vereinigungen sind kein
Hindernis fiir die Organisation eines radikaldemokratischen
Staatswesens, wenn nur irgend eine praktikable und allseits
akzeptierte Form der Kooperation gefunden ist.

1.4. Alle offentlichen Abstimmungen der Mitglieder eines
radikaldemokratischen Staatswesens miissen so vorbereitet
und dokumentiert werden, dass die Teilnahme aller
betreffenden Staatsbiirger sachkuindig moglich ist und alle



Beteiligten nachvollziehen konnen, wer wie abgestimmt hat.
Dadurch sind viele Manipulationsmoglichkeiten bei einer
Abstimmung bereits ausgeschlossen. Wie der Kauf von Stimmen
durch soziale Ungleichheit verhindert wird, darauf gehe ich unter
dem Punkt des nodernen Besitzrechtssystems ein.

Die Verbindlichkeiten mit denen wir uns an ein
radikaldemokratisches Staatswesen binden, sind nur deswegen
verpflichtend, weil sie gegenseitig sind und im Wesen von der
Art, dass man bei ihrer Erfiillung nicht nur fiir andere arbeitet,
sondern immer auch fiir sich selbst. Da kein Mensch von Natur
aus ein Recht besitzt, iiber andere Menschen zu herrschen und
iiberlegene Stirke kein Recht hervorbringt sondern ein
Unterdriickungsverhiltnis, bleiben uns also nur freie
Ubereinkiinfte als Grundlage rechtméBiger Verhiltnisses. Dabei
kann jeder Mensch nur selbst fiir sich entscheiden und fiir keinen
anderen. Wer seine Souverdnitét an Vertreter abgibt, kann das
ebenfalls nur fiir sich selbst tun und nicht fiir andere Menschen.

radikaldemokratischen Staatswesens
miissen zu jeder Zeit neu verhandelbar sein. Ein
Gesellschaftsvertrag zwischen radikaldemokratischen
Staatsbiirgern beruht immer auf der freiwilligen Teilnahme an
diesem. Die Teilnahme an einem radikaldemokratischen
Staatswesen, macht jedes Individuum zum Teil eines schr
flexiblen Gemeinwesens, dass zu jeder Zeit auf Verinderungen
und Probleme reagieren kann. Die Macht souverdner
Staatsbiirger erwéchst aus der Fahigkeit, sich handelnd mit
anderen Staatsbiirgern zu einem Staatsvolk zusammen zu
schlieBen. Ein solches Staatsvolk herrscht iiber die von ihm
eingesetzten Staatsgewalten, aber ist mit diesen nicht
identisch.  Die  Staatsgewalten werden in  einem
radikaldemokratischen Staatswesen dadurch geteilt, dass ihre
wichtigsten Funktionstrdger direkt von den jeweiligen
Staatsbiirgern mit einem imperativen Mandat gewihlt sind.
Dadurch wird verhindert, dass Funktiondre der
Staatsgewalten ein ihnen nicht zukommendes
Gewaltpotential anhdufen und eine zentralistische Diktatur
errichten.

1.5. Vertrige eines

2. Die Macht der Staatsbiirger in
einem radikaldemokratischen Staat

2.1. Die Macht der Gestzgebung durch die Vollversammlung
aller Versammlungen der Staatsbiirger, lehnt jedes
Vertretungssytem bei der Abstimmung iiber Verfassungs- und
Gesetzesfragen ab. Diese Macht ist auch auf keine andere
Institution libertragbar.

Gesetze sind in einer Radikaldemokratie dadurch gekennzeichnet,
dass sie nie einzelne Menschen als Gegenstand haben, sondern
immer die sozialpolitischen Interessen aller  Biirger
beriicksichtigen.  Privilegierte =~ Ausnahmen konnen nicht
zugelassen werden, weil dadurch ein Gemeinwesen sofort in
ungleiche und private Einzelinteressen zerfillt.

Weil in einer Volksherrschaft alle Staatsbiirger an der
Gesetzgebung beteiligt sind, ist deren gerechte Gestaltung und
Anerkennung gesichert. Minderheiten miissen die Moglichkeit
besitzen, eigene Regelungen mit der Mehrheit zu vereinbaren.
Alle anderen Anordnungen, die von den eingesetzten
Mandatstragern des Staatsvolkes erlassen werden, um die ihnen
gestellten Aufgaben erfiillen zu kdonnen, sind keine Gesetze und
gelten nur so lange, wie ein Staatsvolk diese akzeptiert und nicht

als souveréner Gesetzgeber eingreift.

2.2. Die Staatsbiirger unterscheiden sich von Biirgern
dadurch, dass sie sich aktiv einer Basisgruppe von
Staatsbiirgern anschlieBen und bereit sind, Aufgaben im
Staatsdienst zu iibernehmen. Sie besitzen alle das aktive
Wahlrecht und das Initiativrecht bei der Gesetzgebung.
Staatsbiirger entrichten freiwillig einen von ihnen selbst
bestimmten materiellen Beitrag an das Gemeinwesen in Form
von Arbeit, oder Produkten und erhalten dafiir alles von diesem
Gemeinwesen, was es zur Befriedigung ihrer Bediirfnisse zur
Verfligung stellen kann.

Staatsbiirger  iibernehmen  freiwillig  ehrenamtliche und
hauptamtliche Aufgaben im Staatsdienst und beteiligen sich
zusdtzlich im Rahmen ihrer Moglichkeiten an  der

Landesverteidigung. Zum Staatsbiirger wird man nur dadurch,
dass man in einer Vollversammlung einer Basisgruppe von
Staatsbiirgern als solcher aufgenommen wird.

2.3. In einem radikaldemokratischen Staat sind Biirger
freiwillige Mitglieder und dort als solcher registriert, wenn sie
einen selbst bestimmten materiellen Beitrag in Form von
Arbeit oder Produkten an das Gemeinwesen entrichtet, aber
nicht die Pflichten eines Staatsbiirgers erfiillen mochten, oder
aus objektiven Griinden nicht erfiillen konnen. Deshalb diirfen
Biirger nur mit beratender Stimme an den Versammlungen der
Staatsbiirger teilnehmen. Sie genieBen alle von den Staatsbiirgern
definierten Biirgerrechte ihres Gemeinwesens.

2.4. Giste halten sich nur fiir einen begrenzten Zeitraum im
Hoheitsgebiet eines radikaldemokratischen Staates auf. Thnen
werden alle Menschenrechte und das Gastrecht gewehrt, solange
sic dieses nicht missbrauchen. Durch ihren Zugang zu den
Versammlungen radikaldemokratischer Vereinigungen, haben sie
die Gelegenheit diese kennen zu lernen, sie zu kritisieren, oder
sich anzuschlieBen. Natiirlich kdnnen Géste auch die Gelegenheit
nutzen, um fiir die Losung ihrer Probleme Unterstiitzung zu
erhalten, oder Kooperationsvertrdge auszuhandeln. Fir die
Befriedigung der Bediirfnisse eines Gastes ist nicht das
Gemeinwesen als Gesamtheit zustdndig, sondern der jeweilige
Gastgeber.

2.5. Noch nicht, oder nicht mehr miindige Biirger, werden
nach den Regeln versorgt, die von den Staatsbiirgern
beschlossen werden. Nur klare rechtliche Regeln schiitzen jeden
Menschen vor Willkiir.

* Korperlich erwachsene Jugendliche kénnen erst dann die vollen
Staatsbiirgerrechte erhalten, wenn sie eine von den Staatsbiirgern
definierte Reifepriifung bestehen und sich aktiv am Staatsdienst
beteiligen mochten. Dazu ist eine solide Allgemeinbildung nétig,
sowie ein Verstindnis der Gesetzestexte des jeweiligen
Staatsvolkes, deren Inhalt sie mit eigenen Worten wiedergeben
kénnen.

* In dhnlicher Weise muss diese Regelung fiir alle Staatsbiirger
gelten, die diese Bedingungen aus gesundheitlichen Griinden
nicht mehr erfiillen kénnen.

* Staatsbiirgerrechte konnen auch nicht an Menschen vergeben
werden, dessen geistiger Zustand nachweislich beeintrachtigt ist.
*Wer wegen Gewalttaten gegen seine Mitmenschen aufgefallen
ist und keine Bereitschaft zur Einhaltung der Gesetze zeigt, kann
ebenfalls nicht die vollen Staatsbiirgerrechte erhalten.

*An dieser Stelle kann nicht auf alle Eventualitéten eingegangen



werden, mit denen die jeweiligen Basisgruppen der Staatsbiirger
vielleicht konfrontiert werden.

2.6. Regelmiflige Versammlungen der Staatsbiirger in ihren
Basisgruppen sind notwendig, um iiber Mandate zu
entscheiden und deren Erfiillung zu kontrollieren. Durch die
regelmafBigen Versammlungen der Staatsbiirger, die auch iiber das
Regelwerk und alle Anordnungen der Staatsgewalten immer
endgiiltig entscheiden, {iben sie ihre souverdne Staatsmacht {iber
alle Strukturen der Staatsgewalten aus. Den zeitlichen Rhythmus
der regelmdfBigen Versammlungen der Staatsbiirger sollten sie so
festlegen, das keine besondere Einberufung von lokalen
Volksversammlungen zur Beratung iiber die Gesetzgebung und
von Néten ist. Der Rhythmus ihrer Versammlungen muss sich am
Zustand der Staatsgeschéfte und seiner Verwaltung orientieren
und die Ziigel mehr oder weniger fest in der Hand behalten, damit
die Losung aller Probleme gewiahrleistet bleibt.

Bei den Zusammenkiinfte eines Staatsvolkes in seinen lokalen
Basisstrukturen, kiimmern sie sich neben Personalfragen fiir die
Mandatstriiger in den Staatsgewalten, um alle Anderungsantriige
fir Verfassung und Gesetze.

Die Staatsgewalten diirfen iiber die Versammlungen des
Staatsvolkes  keinerlei ~ Befugnisse  haben. In  einem
radikaldemokratischen Staatswesen ist die jeweils zustindige
Vollversammlung der Staatsbiirger die oberste Staatsmacht und
das oberste Gericht. Aus diesem Grunde empfiehlt es sich fiir ein
Staatsvolk, zwischen den Versammlungen eine Geschéftsfithrung
und Ausschiisse zu wihlen, welche nach den Versammlungen
gegeniiber den Staatsgewalten als Kontrollinstanz auftreten und
die nachsten Versammlungen vorbereiten.

2.7. Ein radikaldemokratisch verfasstes Staatsvolk kann nicht
seine legislative Macht, sondern nur seine Staatsgewalt an
streng  begrenzte =~ Mandatstriger  iibertragen, die
voneinanderer unabhiingig und dadurch geteilt agieren.
Entwickelt eine dieser Staatsgewalten und seine Mandatstréger
ein gegeniiber dem Souverdn unangemessenes Eigenleben,
missachtet die Entscheidungen der Versammlungen von
Staatsbiirgern, so muss ein souverdnes Staatsvolk zu jeder Zeit in
der Lage sein, Fehlentwicklungen durch seine vereinte
Staatsmacht zu korrigieren.

In einem radikaldemokratischen Staatswesen haben die
Staatsgewalten wie Exekutive, Judikative und Mediative
(staatliche Medien) die Aufgabe, die Staatsgeschifte des
jeweiligen Staatsvolkes im Rahmen der Verfassung und der
Gesetze zu fithren und zu verwalten. Die Verfassung und Gesetze
miissen so formuliert sein, dass sie in ihrer Eindeutigkeit nicht
von den Staatsgewalten interpretiert, oder ausgelegt werden
konnen.

3. Die exekutive Staatsgewalt in
einem radikaldemokratischen Staat

3.1. Das Fiihungspersonal der exekutiven Staatsgewalt mit
besonderen Fihigkeiten, wird in einer Radikaldemokratie
durch die jeweilige Vollversammlung der Staatsbiirger
gewihlt, kontrolliert und bei Bedarf sofort ersetzt.
Dadurch ist die Exekutive direkt von der jeweiligen
Vollversammlung  der  Staatsbiirger abhingig.  Diese
Funktionstrdger miissen mit klar definierten Vollmachten
ausgestattet sein, damit die Staatsbiirger bei Fehlentwicklungen

sofort einschreiten kénnen. Die Mandatstriger der Exekutive
miissen die Moglichkeit haben fiir die Erfiillung ihrer Aufgaben,
weitere Staatsbiirger in die exekutive zu berufen und diese
Berufenen bei néchster Gelegenheit durch eine Abstimmung der
zusténdigen Staatsbiirger bestétigen zu lassen.

3.2. Die Exekutive organisiert die gemeinniitzige Arbeit aller
Mitglieder entsprechend ihrer Féihigkeiten und die Versorgung
diese nach dessen Bediirfnissen. Die Versorgung hiangt von der
Leistungsféhigkeit des jeweiligen Gemeinwesens und den
Bediirfnissen der Staatsbiirger ab.

3.3. Die exekutive Staatsgewalt organisiert in einem
radikaldemokratischen Staat auch die iibrige Verwaltung, die
offentliche Sicherheit und die Landesverteidigung. Zur
Erfillung dieser Aufgaben kann sie alle Staatsbiirger zu
freiwilligen Diensten berufen, dessen Berufungen immer bei der
néchsten Gelegenheit von der zustindigen Vollversammlung der
Staatsbiirger bestatigt werden muss.

4. Die judikative Staatsgewalt in

einem Radikaldemokratischen Staat

4.1. Das Fiihungspersonal der judikativen Staatsgewalt
mit besonderen Fihigkeiten, wie Richter und Schoffen,
werden in einer Radikaldemokratie durch die jeweilige
Vollversammlung der Staatsbiirger gewihlt, kontrolliert
und bei Bedarf sofort ersetzt. Dadurch ist auch die
Judikative direkt von der jeweiligen Vollversammlung der
Staatsbiirger abhéngig. Diese Funktionstrdger miissen mit klar
definierten Vollmachten ausgestattet sein, damit die Staatsbiirger
bei Fehlentwicklungen sofort einschreiten konnen. Die
Mandatstrager der Judikative miissen die Mdglichkeit haben fiir
die Erfilllung ihrer Aufgaben, weitere Staatsbiirger in die
Judikative als Ermittler, Sekretdre usw. zu berufen. Diese
Berufenen miissen bei nichster Gelegenheit durch die
Vollversammlung der zustindigen Staatsbiirger bestétigen
werden..

4.2. Jeder Staatsbiirger kann als Ankliger im Sinne der
Staatsanwaltschaft auftreten, wenn er dazu von einer
Vollversammlung von Staatsbiirgern ein Mandat erhalten hat.
Dariiber hinaus kann jeder Staatsbiirger, Biirger oder Gast vor
einem Gericht als Privatperson eine Klage oder Beschwerde
einreichen. Jeder Angeklagte kann sich vor Gericht selbst
verteidigen, oder Verteidiger mit einem Mandat versehen.

4.3. Ein legitimes Rechtssystem steht auf der freiwilligen
Teilnahme aller seiner Mitglieder und nicht auf der Gewalt des
Staates, was nie ein Rechtssystem, sondern immer -eine
Tyranei bedeutet. Darum ist Gewaltanwendung zwischen
Staatsbiirgern des selben Staatsverbandes, mit dessen Wiirde
unvereinbar und Meinungsverschiedenheiten zwischen ihnen
werden ausschlieSlich auf der politischen Ebene, also auf der
Ebene des Wortes ausgetragen. Deshalb sollte es bei der
Rechtsprechung in einer Demokratie nicht um Bestrafung,
sondern um Wiedergutmachung gehen. Wenn die Rechtsprechung
vom betreffenden Staatsvolk legitimiert ist und auf diese Weise
Recht gesprochen wird, hat niemand das Recht zur
Gewaltanwendung gegen andere Staatsbiirger.



4.4. Wenn es um die Einhaltung der Verfassung und Gesetze
von souverinen Staatsbiirgern geht so gilt prinzipiell, dass
verurteilte Gesetzesbrecher, sofort ihre Staatsbiirgerrechte
verliert. Alles weitere entscheidet die zustindige Versammlung
der Staatsbiirger.

Wer die Gesetze seiner Gesellschaft verletzt, stellt sich dadurch
selbst auflerhalb der jeweiligen Gesellschaft. Wenn der
Sachverhalt vom Beschuldigten bestritten wird, muss die jeweils
gewdhlte Judikative erst ermitteln, anschlieBend mit allen
Beteiligten verhandeln und erst dann urteilen.

Prinzipiell zielen Urteile in einer radikaldemokratischen
Gesellschaft freier Menschen auf Wiedergutmachung und nicht
auf Bestrafung. So kann ein Urteil zur Wiedergutmachung nur
gelten, wenn es freiwillig angenommen wird. Bei Ablehnung
scheidet der Betreffende aus dem jeweiligen Gemeinwesen aus.
Natiirlich kann hier nicht auf Eventualititen eingegangen werden,
aber genau dies muss ein souverdnes Staatsvolk zu jeder Zeit
selbst prézisieren konnen.

4. 5. Wer so schwere Schuld auf sich geladen hat wie zum
Beispiel Mord, so dass die Schuld nicht wieder gut zu machen
ist und es seinen Mitmenschen schwer fillt ihn mit dieser
Schuld neben sich zu dulden, so konnten sie ihn zu einer
Mafinahme verurteilen, deren Vollstreckung dem Schuldigen
selbst iiberlassen bleibt, um keine Gewalt gegen ihn anwenden
zu miissen. Mit dem Begriff ,Schierlingsbecher war in der
antiken Demokratie eine Strafe bezeichnet, bei der dem
Verurteilten ein Giftbecher iiberreicht wurde und es ihm selbst
iiberlassen blieb, ob er seinen Tod herbeifiihrt.

4.6. Urteile eines Gerichts, oder eines Berufungsgerichts,
konnen nur von der betreffenden souverinen Versammlung
der Staatsbiirger abschlieend verhandelt werden, welche das
jeweilige judikative Organ eingesetzt hat. In einem
radikaldemokratischen Gemeinwesen darf Niemand anderes als
die zustdndige Vollversammlung der Staatsbiirger iiber die
Richter stehen, die von ihnen eingesetzten sind, weil diese ja nur
zur Verwaltung ihrer Gesetze eingesetzt wurden.

5. Die mediative Staatsgewalt in einem
radikaldemokratischen Staat

5.1. Das Fiihungspersonal der medialen Staatsgewalt
(Mediative) mit besonderen Fihigkeiten, werden in einem
radikaldemokratischen Staat durch die jeweilige
Vollversammlung der Staatsbiirger gewihlt, kontrolliert
und bei Bedarf sofort ersetzt. Dadurch ist auch die
Mediative direkt von der jeweiligen Vollversammlung der
Staatsbiirger abhéngig. Diese Funktionstrager miissen mit klar
definierten Vollmachten ausgestattet sein, damit die Staatsbiirger
bei Fehlentwicklungen sofort einschreiten konnen. Die
Mandatstrager der Mediative miissen die Mdglichkeit haben fiir
die Erfiillung ihrer Aufgaben, weitere Redakteure und sonstige
Mitarbeiter in die Redaktionen zu berufen. Diese Berufenen
miissen bei ndchster Gelegenheit durch die Vollversammlung der
zusténdigen Staatsbiirger bestitigen werden..

5.2. Ein souverines Staatsvolk kann nur iiber Gesetze
entscheiden, wenn ihm alle notwendigen Informationen zur
Verfiigung stehen. Nur dann ist es den Staatsbiirgern moglich
Gesetze so zu verfassen, dass sie den Menschen wie sie sind

dienen und ihr Verhéltnis zueinander in Freiheit regeln. Zensur
darf es weder gegen staatliche Medien, noch in ihnen geben,
damit alle Probleme und Themen in diesen Medien debattiert
werden konnen. Darum miissen die staatlichen Medien allen
staatsbiirgerlichen =~ Organen, sowie  Staatsbiirgern  fiir
Bekanntmachungen und MeinungsduBerungen zur Verfligung
stehen.

Keine Staatsgewalt hat in einem radikaldemokratisechen Staat
das Recht, vor der Mediative der Staatsbiirgern Geheimnisse zu
haben. Dazu bestimmt die jeweilige Versammlung von
Staatsbiirgern seine Mandatstréger in der Mediative, denen keine
Einsicht in irgend eine Unterlage der Staatsgewalten verwehrt
werden darf.

In wie weit Informationen nur einem bestimmten Peronenkreis,
oder auch der Offentlichkeit bekannt gegeben werden, bestimmt
die jeweils zustindige Versammlung der Staatsbiirger.

5.3. Die staatlichen Medinen miissen ein gesetzlich
garantiertes Recht haben, die Unterlagen aller anderen
Staatsgewalten im Interesse der jeweiligen Staatsbiirger in
Augenschein zu nehmen, bis alle eventuell aufgetretenen
Unklarheiten aufgekliirt und alle offenen Fragen beantwortet
sind.

Das gilt in einem radikaldemokratischen Staat nicht fiir private
Medien, auf die der Gesetzgeber keinen regulativen Einfluss
ausiibt, da alle privaten Angelegenheiten auferhalb staatlicher
Regularien existieren. Die Herausgeber privater Medien miissen
die Verfassung, die Gesetze und die privaten Rechte aller
Mitglieder eines radikaldemokratischen Gemeinwesens beachten.

6. Das Besitzrechtssytems als
okonomische Basis eines

radikaldemokratischen Staates

6.1. Die Beendigung des gewaltsamen Eigentumsrechts auf
Ausbeutung fremder Arbeitskraft und dessen Ersetzung durch
ein modernes Besitzrecht, hebt sofort die Teilung der
Menschen in soziale Klassen auf. Eine Gesellschaft mit einem
modernen  Besitzrechtssystem — erhebt Steuern nicht in
hauptsdchlich in Form von Geld, sondern in Form von
freiwilliger Arbeitsleistung, oder Produkten. Es ist nur unter den
Bedingungen  des  Besitzrechts = moglich, dass die
sozialokonomischen Interessen einer Gemeinschaft so weit
identisch sind, dass es nicht zu unldsbaren sozialen Konflikten
kommt und Abstimmungen zu Verfassungsfragen zu -einer
weitgehenden Ubereinstimmung gelangen konnen. Verlieren die
Eigentiimer das Recht auf Ausbeutung anderer Staatsbiirger durch
das Eigentumsrecht in der Verfassung, so muss der gesamte
Staatsapparat ab diesem Zeitpunkt die Besitzer vor den Versuchen
der Eigentumsnahme ihres Besitzes schiitzen und das
Herrschaftsprivileg der Eigentiimer, ist durch den staatlich
gesicherten Besitzer aller Menschen beendet.

6.2. Unter den Bedingungen des Eigentumsrechts, ist es nicht
moglich einen wirklich demokratisch verfassten Staat zu
errichten, weil die Staatsbiirger dann nicht gemeinsame
private Interessen haben wund die Gesellschaft in
unterschiedliche soziale Klassen, mit gegensitzlichen
Interessen zerfillt. Zwischen Individuen unterschiedlicher
sozialer Klassen ist eine radikaldemokratische Gesetzgebung



nicht moglich, weil die arme Mehrheit die reiche Minderheiten
bei jeder Gelegenheit {iberstimmen wiirde, aber die reichsten
Staatsbiirger mit Hilfe sozialer Abhingigkeiten Stimmen der
drmeren Staatsbiirger kaufen konnten.

Eine Gesellschaft die auf dem Eigentumsrecht basiert, die in
Berechtigte auf Herrschaft und in zu beherrschende Volksmassen
zerfallt, haben deren Mitglieder nicht die selben Moglichkeiten an
Zeit und Mittel, sich politisch zu betdtigen und Bildung zu
erlangen.

Da die durch Reichtum privilegierten Biirger mit Hilfe des
Eigentumsrechts immer Mittel und Wege finden, dass die
Anwendung der Gesetze einer Gesellschaft in Bezug auf ihre
eigene Person, unter einem ganz anderen Gesichtspunkt
angewendet, oder eben nicht angewendet werden, tendiert die
Wirkung radikaldemokratischer Gesetze bei Beibehaltung des
Rechts auf Eigentum als okonomische Grundlage langfristig
gegen Null. Bei der Fortexistenz des Eigentumsrechts, also des
Rechts auf Ausbeutung, muss jede Volksherrschaft iiber kurz oder
lang scheitern, da dass Eigentumsrecht den Staatsapparat immer
dazu verpflichtet, den reichsten Eigentiimern letztendlich das
Recht zur Ausbeutung anderer Staatsbiirger und Biirger mit den
dem Mitteln der Staatsgewalten sicher zu stellen.

Wenn ein radikaldemokratisches  Staatsvolk unter der
Vorherrschaft des Eigentumsrechts verbleibt und mehr seine Ruhe
als seine Freiheit liebt, zudem noch éngstlich gegeniiber falschen
Autorititen ist und geizig mit seiner Zeit umgeht, dann haben die
Anstrengungen von machthungrigen Grofleigentiimern ein
leichtes Spiel. Bei der unaufhérlichen Tendenz der von
GroBeigentiimern gekauften Funktiondre durch Ausreden und
Versprechungen dem Volk seine Versammlungen zu verleiden,
dréngen sie die Macht eines radikaldemokratischen Staatsvolkes
ganz allméhlich zurlick und versuchen sie einzuschlifern. Auf
diese Weise kann sich kein radikaldemokratischer Staat erhalten.

6.3. Wer Gewalt anwendet, um den Besitz anderer
Menschen fiir sich als Eigentum zu rauben, ist unter den
Bedingungen des Besitzrechtssystems ein Dieb. Die
Verteidigung eines privaten oder gemeinschaftlichen Besitzes,

ist in einem radikaldemokratischen Besitzrechtssystem
staatlich abgesichert.
Als Grundlage eines radikaldemokratischen

Besitzrechtssystems bedarf es der gesetzlichen Verankerung
folgender Voraussetzungen:

* Ein betreffender Besitz ist von Niemand andern vorher in
Besitz genommen und liegt nicht brach.

* Man kann nur so viel Besitz beanspruchen, wie man als
Einzelner oder in Gemeinschaft zur Befriedigung seiner
Bediirfnisse bendtigt und benutzt. Brachen sind kein Besitz.

* Besitz kann nicht durch eine leere Formlichkeit zum Besitz
erklart werden, sondern nur durch Nutzung und Verbrauch.

6.4. Jeder Mensch hat laut dem Menschenrechten das
Besitzrecht auf alles was er zu einem wiirdigen Leben braucht.
Im Eigentumsrecht darf er sich nur auf sein privates Eigentum
beschrinken, soweit er welches hat und ist von der freien
Nutzung fremden Eigentums, dass dieser eventuell selbst gar
nicht benétigt, ausgeschlossen. Dies ist die Grundlage fiir
Lohnsklaverei.

Frei verfiigbarer Gemeinbesitz wird unter den Bedingungen des
Eigentumsrechts systematisch und immer schneller von
Privatpersonen erobert und unter deren Verfiigungsgewalt
gestellt, bis nichts mehr zur freien Verfiigung bereit steht.

6.5. Das Recht der ersten Besitzer war in der Urgesellschaft der
indigenen Volker nicht staatlich gegen die Eroberung durch
Eigentiimer geschiitzt und kann nach der Abschaffung des

Eigentumsrechts nur durch das Besitzrechtssystem eines
radikaldemokratisch verfassten Staates geschiitzt werden.

In einem radikaldemokratischen = Gemeinwesen haben
Staatsbiirger und Biirger die Verfligungsgewalt iiber ihren
privaten  und  gemeinschaftlichen  Besitz, der  von
radikaldemokratischen ~Staatsgewalten gegen alle Angriffe
verteidigt wird.

Wird ein Besitz nicht mehr vom ersten Besitzer oder den
Besitzern genutzt und liegt brach, steht er entsprechend den
staatlichen Regeln eines Besitzrechtstaates, zur neuen
Besitznahme zur Verfliigung. Auch Besitz sollte staatlich
angezeigt und registriert werden, damit die Staatsgewalten wissen
was und wen sie schiitzen sollen.

6.6. Die Ausdehnung eines privaten oder gemeinschaftlichen
Besitzes ist durch die Bediirfnisse und die o6bjektiven
Moglichkeiten der eigenen Nutzung und den Verbrauch
begrenzt. Da der Mensch ein soziales Wesen ist und fast alle
Produkte in Gemeinschaft produziert, befindet sich praktisch die
gesammte Produktion dieses Planeten im Besitz der Produzenten.
Eigentiimer spielen da meist nur eine parasitire Rolle und haben
die Produktion selbst gar nicht im Besitz der eigenen Hénde. Es
bedarf also keiner grofen Umstellung der Organisation der
bereits vergesellschafteten Produktion, sondern lediglich dessen
Entbindung vom Ausbeutungsrecht der Figentimer und
Aufforderung an diese, sich selbst mit eigener Arbeit an der
Besitznahme der Produktion zu beteiligen, oder sich anderweitig
um ihre  Bediirfnisbefriedigung zu  kiimmern, denn
radikaldemokratisch organisierte Staatsbiirger und Biirger stehen
ihnen nicht mehr zur Ausbeutung ihrer Arbeitskraft zur
Verfiigung.

6.7. Erst das Besitzrecht garantiert, dass gemeinschaftlich
erzeugte Produkte fiir die Befriedigung der Bediirfnisse eines
Gemeinwesen verwendet werden und nicht fiir die Bediirfnisse
einzelner Privatpersonen, um diese noch reicher und den Rest
der Bevolkerung noch drmer zu machen. Ein
radikaldemokratisch verfasstes Staatswesen welches durch freie
Ubereinkunft auf einem modernen Besitzrechtssystem fuft, in
dem allen physisch und geistig ungleichen Menschen eine
gesetzliche Gleichheit garantiert ist, kann nur mit Hilfe
radikaldemokratisch verfasster Staatsgewalten garantiert werden.

7. Eine Foderation radikal-

demokratischer Staaten

7.1. Staaten die nicht radikaldemokratische verfasst sind,
sondern von Privatinteressen regiert werden, wollen in der
Regel unter dem Vorwand des Krieges Beute machen, also den
Besitz anderer Menschen fiir sich als Eigentum erbeuten und
andere = Menschen auch nach  Beendigung  der
Kampfandlungen dauerhaft unterdriicken und ausbeuten.
Eroberungskriege haben alle das “Recht des Stirkeren” zur
Grundlage und darum hat ein unterjochtes Staatsvolk gegen
seinen Besatzer keine andere Verpflichtung, als ihm nur so lange
zu gehorchen, wie es dazu gezwungen ist. So lange dies durch



Gewalt des Besatzers ausgetibte “Recht des Stérkeren” anhilt,
besteht der Kriegszustand zwischen ihnen fort.

7.2. Alle radikaldemokratischen Staatswesen sollten sich gegen
potentielle Angreifer auf foderalistischer Weise verbiinden, um
ihre Freiheit verteidigen zu konnen. Dabei geht es gar nicht um
den Einsatz eines militdrischen Potenzials, sondern vor allem um
die Abschreckung jedes Eroberungsversuches.

7.3. Eine Ansammlung von lohnabhiingigen Biirgern ist kein
souverdnes Staatsvolk im Sinne des Wortes, da sie sich nicht
als Staatsvolk aus freien Stiicken zusammengefunden haben
und keinen eigenen radikaldemokratischen Staat errichtet
haben. Die Herrscher iber unfreie Menschen sind immer
Privatpersonen, die Menschenmassen letztendlich als ihre
Untertanen, oder Humankapital betrachten. Auch wenn
Machthaber die halbe Welt unterjochen, sie bleiben Privatmann
und ihre Interessen, sobald diese von den Interessen der iibrigen
Menschen losgelost sind, ein Privatinteresse. Erst wenn
unterdriickte Menschenmassen anfangen sich zu versammeln, um
ihre gesellschaftlichen Interessen zu formulieren und diese
gesellschaftlichen Interessen den Privatinteressen von Herrschern
entgegenstellen, entwickeln sie sich zu einem Staatsvolk mit
eigener Exekutive, Judikative und Mediative (eigenen Medien).

7.4. Radikaldemokratisch organisierte und darurch souverin
gewordene Staatsbiirger, konnen sich in einer globalisierten
Welt nur im  Schulterschluss und mit anderen
radikaldemokratisch organisierten Staatsbiirgern behaupten,
weil ihnen sonst sofort Angriffe von Seiten der Staatsgewalten
der Eigentiimer drohen. Darum  bendtigen  alle
radikaldemokratischen Staatsbiirger vielfiltige Biindnisse mit
allen anderen radikaldemokratisch organisierten Staatsbiirgern.

7.5. Radikaldemokratisch organisierte Staatsbiirger sind
notwendiger Wesie auf Kooperation und Biindnisse
angewiesen und vermeiden aus Griinden der Effektivitit
Konurrenzkampf. Souverdne Staatsbiirger haben die Kontrolle
iiber das Gewaltpotential ihrer radikaldemokratisch verfassten
Staaten und beseitgen damit auch die Grundlage fiir
Eroberungskriege zur Bereicherung von Privatpersonen.
Deswegen konnen sie mit der systematischen Umgestaltung der
Streikrafte zur reinen Verteidigung ihres Staates beginnen und die
parititische ~Abriistung der geféhrlichsten Angriffs- und
Vernichtungswaffen einleiten, weil sie nicht mehr bendtigt
werden.

7.6. Ein  wichtiger = Aspekt radikaldemokratischer
Gesellschaften sind deren gewaltfreien und féderalen
Beziehung zu anderen Staaten. Der Foderalismus ist neben der
Gewaltenteilung ein notwendiges Element, um die Entstehung
jeder absolutistischen Zentralmacht den Boden zu entziehen.
Dadurch kénnen die untersten Strukturen einer eigenstindigen
und selbstverwalteten Gesellschaft ihre legitime Macht nicht
verlieren. Was nicht Konsens ist, gilt fiir die jeweils ablehnenden
Gemeinschaften nicht, denn anderen Falls wire nicht legitimierte
Gewalt im Spiel und dies fithrt zu berechtigtem Widerstand. Die
Anwendung von Gewalt gegen ein sich selbstindig
konstituierendes Staatsvolk ist nicht legitim, sondern eine nicht
legitime Gewaltherrschaft.

J.M.Hackbarth
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Gleichzeitig mochten wir uns mit den Texten der
Broschiire auseinandersetzen und laden natiirlich
auch unsere Leser dazu ein, sich mit Beitrigen an
der Debatte iiber die Positionen die in dieser
Broschiire vertreten werden, zu beteiligen.
Um die Debatte beginnen und dann systematisch
fortsetzen zu konnen, werden wir den Inhalt der
Broschiire immer abschnittsweise veriffentlichen.

(Fortsetzung aus Nr. 03/21)

4. Ideologiekritik

Kritisieren ist das Alltagsgeschéft der Linken. Besonders
gerne und haufig wird dabei eine ,,Ideologie kritisiert oder
eine herrschende Meinung als ,ideologisch® enttarnt.
Ideologie heif3t eigentlich die Lehre von den Ideen, wird aber
meist abwertend verwendet und unterstellt dann eine gewollte
Verschleierung der Wahrheit zu bestimmten Zwecken.
»ldeologiekritik® ist ein Begriff, den Linke in Anschluss an
Marx hdufig verwenden, um Kritik an jenen Lehren zu iiben,
die den kapitalistischen Herrschaftsverhaltnissen dienen, sie
stitzen. Olaf bezieht sich gegen Ende seines - ziemlich
anspruchsvollen - Textes auf diesen Begriff der Ideologiekritik
und erkldrt, warum Menschen nicht immer den Interessen
folgen, die er (wiederum mit marxscher Terminologie) ihre
,,wahren‘ Interessen nennt.

Aber es gibt auch Ideologiekritik, die sich an die Linke richtet
- SchlieBlich gibt es auch dort so manche Ideologie. Damit
setzt Markus sich in seinem Text zum Bilderverbot
auseinander. Er bestreitet darin, dass man heute noch keine
Aussagen iiber die angestrebte neue Gesellschaft machen
konne und vertritt die Auffassung, dass Kritik allein nicht
reicht, Gegenentwiirfe notig und auch durchaus denkbar sind.

4.1. Zwischen Utopismus und
Bilderverbot
Warum man sich nicht vor institutionellen

Gegenentwiirfen scheuen darf
von Markus Biichting

Zusammenfassung

Dieser Artikel nennt einige Argumente, warum wir mit dem
konstruktiven Bemiihen um eine Alternative in die Puschen
kommen sollten und uns hiervon nicht von den
Bilderverbietern abhalten lassen sollten.

Am Infostand

Wenn man mit Leuten iiber eine Kritik am Kapitalismus redet
und dabei ist Boden zu gewinnen, gibt es eine argumentative
Riickzugslinie: ,,Was stellst du dir den als Alternative vor?“,
ist eine typische Frage. Und nicht immer will der Frager
eigentlich auf eine (berechtigte) Polemik gegen ,die Zone‘
und ihre Planwirtschaft hinaus.

Hiergegen wird nicht selten vom Diskussionspartner, der auf
der Seite des Friedens und gesellschaftlichen Fortschritts

steht, mit einer Diskussionsverweigerung geantwortet. Es
wird behauptet, es gébe eine Reihe von Argumenten, die dafiir
sprichen, dass es theoretisch nicht mdglich sei, hierzu etwas
Sinnvolles zu sagen. Denjenigen, die sich dennoch darum
bemiihen, werden meist allerlei Dinge zugeschrieben, die
politisch rechts konnotiert sind.

Nun, ich habe dies selbst mal vertreten, und da die groften
Kritiker der Molche frither ebensolche waren, mochte ich hier
die wichtigsten Argumente zusammentragen. Zunichst werde
ich mir die Argumente anschauen, bevor ich ein bisschen iiber
die tatsdchlichen Griinde spekuliere. AbschlieBend mache ich
einen Vorschlag.

Kritik und Politik

Was hier nicht bestritten werden soll, ist, dass Kritik an einer
Position, ohne selbst eine ausgearbeitete Alternative angeben
zu konnen, hdufig berechtigt ist. Denn Kritik muss nicht
positiv sein. Das ist selbstversténdlich, denn mit Kritik meine
ich in diesem Zusammenhang nichts weiter als eine Analyse
auf Grund einer normativen Position. Was fiir Kritik richtig
ist, gilt jedoch nicht in jedem Fall fiir Politik, denn diese muss
héufi g positiv sein (manchmal allerdings reicht es aus, etwas
nur abzuschaffen; dann handelt es sich aber meist um sehr
,lokale‘ Verdnderung). Ein Makrophdnomen wie die
Organisation einer Okonomie ist aber keine ,lokale
Verdnderung, die ohne Angaben von anderen moglichen
Organisationsformen ernsthaft diskutiert werden sollte. Was
sollte die Abschaffung des Kapitalismus denn bedeuten?
Zurick zu feudalen Zustinden oder denen von
Sklavenhaltergesellschaften ~will sicher niemand. Die
Beschreibung des zu erstrebenden Zustandes bleibt hochst
nebulds. Wir erfahren etwa, dass es sich um eine freie
Assoziation freier Produzenten handeln wird. Oder, dass
durch die Abschaffung der Politik die Menschen frei werden,
durch die Abschaffung des Mangels, fast mochte man sagen
die Abschaffung der Okonomie, werden sie von
wirtschaftlichen Zwéngen befreit. Es wird also eine Welt ohne
Not, Mangel, Miihe und Arbeit, das Reich der Freiheit und
nicht das der Notwendigkeit sein. Die beschriebenen
paradiesischen Zustdnde sind hochst unplausibel, falls man
nicht auf den kirchlichen, argumentativen Kniff, die
korperlose Wiedergeburt als notwendige Bedingung dieser
gednderten Verhiltnisse, verfallt. Nicht, dass ich etwa der
Meinung sei, dass bspw. die heutigen Hungerkatastrophen,
dass Obdachlosigkeit, Kinderarbeit usw. von Natur aus da
wiren und unabénderlich seien. Allerdings verspiire ich grofe
Lust, Heilsversprechen kritisch zu priifen. Ein bisschen zu nah
ist mir das Ganze ndmlich am Reich Gottes.

Diese kritische Priifung erweist sich allerdings als ziemlich
knifflig. Da die Vorstellungen von einer sympathischen
Gesellschaft (O. Miemiec) einem strengen Bilderverbot
unterliegen.

Mehrere Fassungen des Bilderverbots und deren

Schwichen

Ich gebe diesem argumentativen Zug, der gegen eine
konstruktive Arbeit an alternativen Konzepten zum
Bestehenden vorgebracht wird, nicht versehentlich diesen
religios konnotierten Namen. Manchmal jedenfalls hat das
politische Bilderverbot die gleiche Funktion: Es soll eine
Vermenschlichung der Sozialismus (bzw.
Radikaldemokratiebroschiire 2003 Gottes ) Vorstellungen
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verhindern, sie der Kritik entziehen und somit die Hegemonie
einer bestimmten Lehre absichern. Bevor mich die Leserin fiir
diese freche Behauptung allzu sehr tadelt, moge sie sich die
Argumente ansehen, die fiir das Bilderverbot sprechen.

1. Das epistemische Argument (von der Unerkennbarkeit
Gottes).

Es besagt, dass eine Erkenntnis iiber einen Zustand nach einer
sozialistischen Revolution nicht méglich sei ( Ich bin mir
bewusst, dass es sich hierbei um einen missverstindlichen
Terminus handelt. Meiner Ansicht nach sollten wir bei ihm
nicht denken an ein Meer von roten Fahnen, nicht an die
revoltierende, Barrikaden bauende und um sich schieflende
Arbeiterklasse.  Vielmehr an  einen  Begriff der
geschichtswissenschaftlichen Analyse, den irgendwann
Historiker (hoffentlich) postum auf einen bestimmten Bruch
im Institutionengefiige anwenden.). Sich also Institutionen
auszumalen, sei nicht nur eitle Spekulation, sondern,
erkenntnistheoretisch betrachtet, schlicht Unfug.

Zunichst ist zu fragen, was tiberhaupt fiir dieses Argument
spricht? Nun eine schwache Lesart kann man stark machen,
indem man einer MARXschen Argumentation folgt, dass
niamlich nur die Dinge jenseits von Hirngespinsten ersonnen
werden konnen, die aufgrund der Produktivkraftentwicklung
iiberhaupt realisierbar sind. Alles andere ist eben Sience
Fiction. Folgt man dieser schwachen und sehr plausiblen
Lesart, so ergibt sich fiir die Bilderverbieter jetzt eine
argumentative Zwickmiihle: Entweder sind die
Produktivkrifte soweit entwickelt, dass ein Ubergang zu einer
sympathischen Gesellschaft moglich ist. Dann ist aber auch
ein Ausmalen der Institutionen moglich. Oder, falls dies nicht
der Fall ist, zerbroselt der nicht folgenlose Teil der Kritik am
Kapitalismus. So wenig wie der Neandertaler seinem
Hauptling normativ gehaltvoll vorwerfen konnte, er sei fiir die
Hungersnot des Stammes verantwortlich, schlieBlich hétte er
nur die Agrochemie des ausgehenden 20. Jhd. n.Chr. gegen
die Schadlinge einsetzen miissen, eben so wenig konnten wir
eine mehr als immanente Kritik an den gegebenen Zustéinden
formulieren. (Wer sich den begrifflichen Hintergrund viel
schoner herausgearbeitet zu Gemiite fiihren mag, schaue in
Raymond GEUSS: Die Idee einer kritischen Theorie.
Konigsstein/Ts. 1983. S. 24 ff. insbes. S. 27 f.) D.h. entweder
gilt das Bilderverbot nicht oder der Sozialismus ist auf dem
gegenwartigen Stand der Produktivkrafte ein Hirngespinst.
Fiir eine stirkere Lesart des Unerkennbarkeitsarguments, dass
es also der Ubergang der menschlichen Vernunft unméglich
macht, vorausschauend und verniinftig titig zu sein, gibt es
keine erkenntnistheoretischen Argumente. Dariiber hinaus
wiirde es uns in eine weitere Zwickmiihle fiihren: Wie sollen
wir Handeln ohne verniinftiger Anleitung?

Eine solch stdrkere Lesart des Unerkennbarkeitsarguments ist

die des totalen  gesellschaftlichen  Verblendungs-
zusammenhangs (tgV). Diese besagt, man kann den Zustand
der existierenden  Gesellschaft schlicht gar nicht

durchschauen, weil wir, als Mitglieder derselben, uns nicht
auflerhalb der Gesellschaft stellen konnen und nicht hinter
ihre ideologischen Kulissen gucken konnen. Ich schenke mir
hier eine genaue Rekonstruktion des Arguments. Das fillt
auch einigermaflen schwer, denn es gibt schlicht keine
rationale Rekonstruktion dieses Arguments. Und zwar weil es
sich bei jeder Beschreibung eines Verblendungs-
zusammenhangs um ein Begriffsschema handelt. Die sind

allerdings notwendiger Weise ineinander iibersetzbar. Also ist
ein tgV begriffl ich unmdglich. (Wer das nicht geglaubt, moge
sich durch die Lektiire von Donald DAWIDSON: Was ist
eigentlich ein Begriffsschema? (in: derselbe: Wahrheit und
Interpretation. Frankfurt am Main 1990, Seite 261 282.)
iiberzeugen. PlatzmifBig kann ich das hier leider nicht
rekonstruieren.) Oder es soll die Banalitdt erzéhlt werden,
dass wir nicht durch das Auge Gottes schauen konnen, also
keinen allwissenden Standpunkt einnehmen konnen. Daraus

folgt aber nicht, dass wir nicht jeden spezifischen
Zusammenhang erkennen kdnnen.
2. Das pragmatisch strategische Argument (das

Gotzenbilderverbot).

Es besagt, dass, falls man sich einen Endzustand einer
sozialistischen Gesellschaft ausmalt, die um Befreiung
Kadmpfenden einen Hang haben, diese Vorstellung zu
dogmatisieren und an ihr fest zu halten. Manchmal wird das
auch so formuliert: Wer mit solchen Alternativen arbeitet,
beginge ecine falsche Konkretion wo Abstraktheit nétig sei.
Allerdings  schopft das  Gotzenbilderverbot — seinen
argumentativen Schwung aus dem
Unerkennbarkeitsargument. Denn warum sollten Teile einer
Emanzipationsbewegung, nachdem sie gute Griinde gehort
haben, Institutionen anders als bisher gedacht zu konstruieren,
dies nicht kiinftig tun? Nur falls es allerdings gar nicht
erkennbar ist, kann es auch keine guten Griinde geben, der
Dogmatismus wire also akut zu beflirchten. Wére das
Argument schwicher gemeint, so wiirde hier eine Gefahr
aufgezeigt, der man problemlos begegnen konnte, die aber
kein grundsétzliches Argument fiir das Gotzenbilderverbot
liefert.

Ein zweiter Aspekt dieses Arguments bezieht ebenfalls seinen
Esprit aus dem Unerkennbarkeitsargument. Es ist der latente
Vorwurf des Utopismus. Damit ist das Folgende gemeint:
Derjenige, der sich etwas iiber einen noch nicht bestehenden
gesellschaftlichen Zustand ausdenkt, neige dazu, das
Realitdtsprinzip zu vernachldssigen und sich unmogliche
Vorstellungen zu machen (in der linken Tradition ist mit
unmoglich haufi g unwissenschaftlich gemeint) und dann fiir
sie zu streiten. Der Unterschied zum Dogmatismusvorwurf ist
einer der Betonung. Setzt der Dogmatismusvorwurf voraus,
dass die Vorstellungen irgendwie falsch sind, ohne naher zu
qualifizieren warum, so gibt der Utopismusvorwurf hierfiir
eine konkrete Gefahr an: Eben die iiberzogenen und
unrealistischen Zielvorstellungen, die in keiner mdglichen
Welt eingeholt werden kdnnen.

3. Das Komplexititsargument der
undurchschaubaren Griéfie Gottes).

Dieses Argument wird in der Linken nur in einer bestimmten
Fassung vorgetragen. Allerdings bringt auch dieses die
Bilderverbieter in Teufels Kiiche. Es geht davon aus, dass wir
nur sehr begrenzt vorausschauend und planend sozialistische
Institutionen erwégen kdnnen. Diese werden spontan in der
Praxis des Kampfes gegen den Kapitalismus und wéhrend des
Aufbaus des Sozialismus entwickelt. Hier ist nicht der
Einzelne titig sondern ein vorher nicht planbares
anarchistisches und chaotisches Kollektiv, das gewissermaf3en
unvorhersehbare Schopfungsakte aus sich heraus vollzieht.
Oh, christliches Abendland, wie fest steckst du in den K&pfen
der Kleinbiirger.

(von
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Wie man bisher sehen konnte, {iberzeugen die Fassungen des
Bilderverbots nicht recht. Die Bilderverbieter kimpfen nach
eigener Auskunft sowohl gegen die ,rechten Reformisten® wie
gegen ,die Utopisten‘. Ich glaube, dass zumindest das zweite
falsch ist.

Oben habe ich frech behauptet, manchmal kénne man den
Eindruck erlangen, das Bilderverbot solle eine
Vermenschlichung der Sozialismus bzw. Gottesvorstellungen
verhindern. Es sichert gewissermaflen ab, dass diese
Vorstellung das ganz Andere ist. Mit anderen Worten: Die
Vorstellung vom Ort, der nirgends ist, die Utopie (Paradies).
Im Grunde sind also Bilderverbieter eine bestimmte Sorte der
Utopisten.

Um mal eine plausible Fassung der Priestertrugthese auf den
Markt zu bringen. Manchmal kann man den Eindruck
gewinnen, zu grofle Durchsichtigkeit von Argumenten ist
gefahrlich. Sie gefdhrdet die Stellung derjenigen, die an
wichtiger Stelle mit undurchsichtigen Argumenten hantieren
(bestimmte Sorte von Funkis/ der Klerus). Daher darf man
gespannt  sein auf die Nebelwerfer aus feinen
Weihwassertropfchen, die gegen diesen Text vorgebracht
werden.

Reale Probleme

Wenn offensichtlich nichts fiir ein Bilderverbot spricht, so
wire es doch trotzdem absurd zu behaupten, mit der
konstruktiven Arbeit - bspw. an alternativen Okonomien -
gibe es keine Probleme. Doch sind sie nicht, wie die
Bilderverbieter uns weismachen wollen, von prinzipieller Art
sondern leicht verstdndlich und Auswirkungen des
gegenwartigen gesellschaftlichen Klimas.

1) Angesichts der Hegemonie der neoliberalen Ideologie gibt
es wenige Réume, in denen sozialistische Vorstellungen
praktisch sind. Warum das ein immenses Problem ist, mochte
ich an einem Beispiel erldutern. Wir diirfen uns z.B. das
Reden und Praktizieren iiber ein gesellschaftliches Ding wie
Solidaritét nicht so vorstellen, wie das iiber einen alltdglichen
Gegenstand (z.B. einen Stein). Wird Solidaritdt nicht mehr
ausgeiibt, ist sie also nicht mehr in der Welt, dann
verschwimmen die Vorstellungen davon. Ahnlich als wenn in
unserer Welt auf einmal so etwas Selbstverstindliches wie alle
Steine weg waren. Irgendwann kdnnten Menschen dann daher
kommen und den grofiten Mist {iber Steine erzéhlen. So wird
es auf einmal mdglich eine MaBnahme der Umverteilung
einen ,,Solidarititszuschlag® zu nennen oder jemand kann
erzdhlen, die liber 65jdhrigen in der Gesellschaft sollten mit
»den Jungen® solidarisch sein und auf mdoglichst grofle Teile
ihrer Rente verzichten.

2) Dieser Mangel an verwirklichten linken Vorstellungen geht
einher mit einer Abwesenheit gesellschaftlicher Diskussion
linker Konzepte, in der diese Konzepte sprachlich
durchprobiert werden konnten. Was es statt dessen gibt, sind
verstreute  Diskussionszirkel, denen es aufgrund der
mangelnden gesellschaftlichen Diskussion nicht gelingt, breit
getragene Begriffsbildungen zu erzeugen, die hinreichend
Substanz haben, um das unter 1) beschriecbene Problem zu
umgehen. Denn natiirlich kann die Sprache der Gesellschaft
voraus sein und Alternativen konstruieren.

In der Praxis fiihrt dieser Punkt zu furchtbaren
Missverstindnissen, was solche Diskussionen oft auch

wirklich unerquicklich macht. Aber eines soll hier
festgehalten werden: Wenn etwas Schwierigkeiten macht, ist
das aber selbstverstindlich kein prinzipielles Gegenargument,
sich nicht trotzdem zu tun.

Damit habe ich nun gezeigt, dass es keine prinzipiellen

Einwinde gegen konstruierende Gegenentwiirfe gibt.
Mitnichten aber schon dargelegt, dass sie notwendig sind fiir
unsere  politische Arbeit. Dafiir mochte ich jetzt
argumentieren.

Schwiiche zeigen statt Posen

Gerade die Stirke der gegenwirtigen Gesellschaftsordnung
macht Kritik schwierig, weil sie nach dem Untergang der
RWG-Staaten als alternativlos erscheint. Da die linke
Bewegung als Ganze (Gewerkschaften usw.) im Moment
ziemlich defensiv da steht, bleibt uns keine andere
Maglichkeit, als andere von unseren Argumenten zu
iiberzeugen (die Kraft des Faktischen ist jedenfalls gerade
keine Uberzeugungsart, die uns zur Verfiigung steht). Und es
gibt angesichts der vielen strukturellen Probleme des
Kapitalismus auch viele wirklich gute Griinde auf unserer
Seite.

Mein Diskussionsstand der Debatte im Verband und auflerhalb
desselben zeigt mir ein ziemlich erniichterndes Ergebnis iiber
Konzepte einer alternativen Okonomie, die ein Kernstiick
jeder Sozialismusvorstellung aufreifen. Ich mdchte dies an
einem Beispiel kurz verdeutlichen: dem Markt. Der Markt ist
immer im Fokus der linken Kritik gewesen. Er reguliert die
Produktion nicht so, dass die gewiinschten Giiter erzeugt
werden, sondern nur diejenigen, die sich aus Sicht der
Anbieter verkaufen lassen. Hat man einen Markt, hat man
einen Kapitalmarkt. Der wiederum hat ebenfalls ziemliche
(auch demokratische) Probleme. Und nicht zu vergessen:
Markt bedeutet Konkurrenz zwischen den Anbietern. Das hat
ebenfalls ziemlich viele unerwiinschte Nebeneffekte - auf der
individual- und kollektivpsychologischen Ebene usw.

Aber was soll eine Alternative sein? Eine Planungsbehorde
etwa? Es gibt konzeptionell bislang keine befriedigende
Antwort. Also haben wir bis auf weiteres nichts Besseres als
den Markt. Anders als im Bereich der gesellschaftlichen und
staatlichen Organisation (Radikaldemokratie) oder der
internationalen Friedensordnung haben wir in der Okonomie
keine durchgearbeiteten Gesamtiiberlegungen.

Was geschieht aber, wenn uns z.B. keine Institutionen einer
sozialistischen Okonomie einfallen? Vergegenwirtigen wir
uns noch einmal die Eingangs erwihnte Gespréichssituation:
»Wie stellst du dir denn die Alternative zum Kapitalismus
vor?“ Was kann mein gegeniiber billiger Weise verlangen? Sie
kann verlangen, dass ich eine Skizze alternativer Institutionen
aufzeige, die die Probleme des Kapitalismus nicht haben. Eine
solche Skizze in der Diskussion durchfechten, heifit im
Grunde eine Begriindung geben, dass eine bessere Okonomie
moglich ist.

Wenn wir {iber eine solche Skizze nicht verfiigen, sollten wir
mit dem Posen aufhéren und nicht weiter so tun, als wire das
alles kein Problem, denn wir haben dann ein Gewaltiges.
Obwohl wir iiber eine gute Kritik am Kapitalismus verfiigen,
verfiigen wir nicht {iber einen megageilen Gegenentwurf,
sondern nur iiber kleine und grofle
Verdnderungsvorstellungen. Doch wissen wir sehr wohl, dass
diese viele Grundprobleme nicht 16sen. Das bedeutet aber, wir
konnen gar nicht anders, als auf Reformismus als Strategie zu
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setzten. Das muss kein Nachteil sein, denn es besteht ja sehr
wohl die Hoffnung, dass, wenn der gro3e Entwurf zu grof ist,
wir durch viele kleine Schritte, die ein Problem nach dem
anderen verabschieden, uns doch in die richtige Richtung
bewegen konnen. Ubrigens haben wir nun eine gewisse Nihe
zum Komplexititsargument hergestellt, allerdings ohne die
spontanistische Attitiide.

Eine Reihe von Artikeln in dieser Broschiire beschreiben
Radikaldemokratie als Prozess und als Zielzustand. Das
vertragt sich wunderbar mit der hier stark gemachten Position.
Man konnte vertreten: Weil wir noch einen Prozess vor uns
haben, konnen wir heute eben nur Stiickwerk sehen. Aber
dann konnen wir auch nur Stiickwerk zur Losung anbieten
und auch nicht mit falschen Versprechungen werben

Vorbemerkung zu 4.2.:

Die Uberschrift des folgenden Textes spielt auf einen
beriihmten Essay von Immanuel Kant mit dem Titel
»Beantwortung der Frage: Was ist Aufklarung?* an. Fiir Olaf
heifit Aufkldrung zu priifen, ob soziale Herrschaft legitim ist,
und sie gegebenenfalls zu kritisieren. Sein Text interessiert
uns vor allem deswegen, weil er drei wichtige politische
Grundbegriffe némlich ,Herrschaft, ,Legitimitit“ und
,Kritik“ nacheinander erldutert. Er erwédhnt dabei die
analytische Philosophie. Man braucht nicht zu wissen, was
das ist um Olafs Text zu verstehen.

Der Text ist gedanklich ziemlich verdichtet. Daher ein wenig
schwer zu lesen. An einigen Stellen wird bspw. auf die
eigenen Aufzdhlungen verwiesen (z.B. ,,wenn (a) fehlt, muss
auch (b) fehlen®). Wenn (a) und (b) nicht einfach zu verstehen
waren kann das einen ganz schon in die Bredouille bringen.
Wir schlagen allen Lesern, die solche Texte nicht gewohnt
sind, vor, diesen Anschnitten Uberschriften oder
Kurzzusammenfassungen zu geben (dabei haben wir ein
wenig geholfen) und sich diese rauszuschreiben. Dann fallt
das Zusammensetzen im Kopf nicht so schwer. Und falls
doch, so kommt man nicht drum herum die Kiirze des Textes
durch eigenes Aufschreiben oder -malen zu kompensieren.
Ubrigens fasst Kant Aufklirung als den ,Ausgang des
Menschen aus seiner selbst verschuldeten Unmiindigkeit®.
Was das mit revolutiondrer Praxis zu tun haben konnte,
dariiber kann man, wenn man mdchte, am Ende des Aufsatzes
griibeln.

verwendete Literatur: Immanuel Kant, Schriften zur
Anthropologie, Geschichtsphilosophie, Politik und Padagogik,
Band 1, suhrkamp: Frankfurt/M. 1977

Karl Marx: Thesen iiber Feuerbach, in: MEW, Band 3 [MEW
bedeutet: Marx, Engels: Werke] Raymond Geuss: Die Idee
einer kritischen Theorie: Konigstein/Ts., 1983

4.2. Was ist Aufklarung?

von Olaf Miemiec

Diese Uberlegungen unter dem hochtrabenden Titel ,,Was ist
Aufklarung?* stellen eine Interpretation eines Satzes aus der
3. Feuerbachthese von Marx dar. Marx nimmt dort gegen eine
vulgire und gleichsam elitire Auffassung von Aufklérung
Stellung. Unter ,,Aufklarung™ verstehe ich ein Denken, das

soziale Herrschaft hinsichtlich ihrer Legitimitét befragt und
gegebenenfalls  kritisiert. Den  Gepflogenheiten  der
analytischen Philosophie folgend, werde ich diesen Satz nun
erldutern. Zu klaren wire daher die Bedeutung der Ausdriicke
,»soziale Herrschaft”, ,,Legitimitdt* und ,,Kritik®.

Der Herrschaftsbegriff

Die folgenden Uberlegungen zum Herrschaftsbegriff sind
entnommen aus R. Geuss: Die Idee einer kritischen Theorie
(Geuss, S. 26-28). Geuss versucht keineswegs, den Begriff der
Herrschaft anzugeben; was ihn vielmehr interessiert, ist ein zu
Kritikzwecken geeigneter Herrschaftsbegriff.

A. ,Herrschaft® ist die Macht, Repression auszuiiben, d.h. die
Nichterfiillung der Ziele anderer (die Frustration menschlicher
Priferenzen) zu erzwingen. Zwar bedeutet Herrschaft in der
Tat, da3 Praferenzen frustriert werden, aber diese Bestimmung
ist vor allem hinsichtlich moglicher Kritikvorhaben nicht
ausreichend prizise. Es sind sehr leicht Situationen
anzugeben, in denen die Frustration von Préferenzen fiir uns
verniinftig akzeptabel ist: Um bestimmte Bediirfnisse zu
befriedigen, miissen die dafiir noétigen Mittel eventuell
produziert werden. Um diese Dinge produzieren zu kdnnen,
miissen die Produzenten wéhrend der Produktion diejenigen
Priferenzen, die den Erfolg der Produktion gefdhrden
konnten, frustrieren. Damit ist Frustration von Préferenzen als
solche kein Grund zur Kritik.

B. ,Herrschaft ist Ausiibung der Macht, menschliche
Priferenzen zu frustrieren, wobei diese Macht innerhalb einer
politischen Ordnung mit einem Anspruch auf Legitimitit
ausgetibt wird. Im folgenden sei von ,,normativer Repression‘
dann die Rede, wenn die Frustration von Priferenzen der
Gesellschaftsmitglieder unter einem Legitimationsanspruch
steht, der von diesen verniinftig akzeptiert wird. Wenngleich
hier bestimmte Typen der Frustration von Priferenzen als
Félle von Herrschaft ausgeschlossen werden (z.B. das
Pliindern irgendwelcher Gegenden durch einfallende und
gleich darauf weiterziechende Horden), ist auch dieser Begriff
der Herrschaft fiir Kritikzwecke ungeeignet. Wenn eine
Herrschaftsform ihrer eigenen Legitimationsbasis tatséchlich
entspricht, gibt es (verniinftigerweise) nichts zu kritisieren.

C. ,Herrschaft® ist Ungleichverteilung der Macht zur
Ausilibung normativer Repression. Aber auch hier ist es
keineswegs selbstverstindlich, dass das Bestehen von
Herrschaft in dem hier intendierten Sinne bereits einen Grund
zur Kritik darstellt. Marxisten beispielsweise sehen bei
ungeniigend entwickelten Produktivkréften keine Mdoglichkeit,
eine bestehende Klassenherrschaft in dem Sinne zu kritisieren,
da ihre Legitimitit erfolgreich in Frage gestellt werden
konnte.

D. Eine fiir  Gesellschaftskritik  aussichtsreichere
Begriffsbildung ist ,,iiberfliissige Repression®. ,,Uberfliissige
Repression™ bedeutet, dass den Gesellschaftsmitgliedern eine
weit groflere Frustration ihrer Priferenzen zugemutet wird, als
dies zur Reproduktion der Gesellschaft notwendig ist.
,Uberfliissige Herrschaft hingegen ist eine Begriffsbildung,
die sich auf einen Herrschaftsbegriff wie in C. bezieht.
,,Uberfliissige Herrschaft™ bedeutet, dass den
Gesellschaftsmitgliedern mehr Herrschaft zugemutet wird, als
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zur Reproduktion der Gesellschaft erforderlich ist. Wenn wir
wissen wollen, ob tiberfliissige Repression oder iiberfliissige
Herrschaft als solche ein Grund zur Kritik sind, miissen wir
wissen, ob es eine legitime {iberfliissige Repression oder
legitime iiberfliissige Herrschaft geben kann. Dazu scheint es
ndtig, den Begriff der Legitimitét zu erldutern.

Der Legitimititsbegriff

Die folgende Analyse des Legitimitétsbegriffs zeigt eine
gewisse Okonomische Verengung: Es geht um eine
Interpretation der Dialektik von Produktivkriften und
Produktionsverhéltnissen, die einem marxistischen
Verstindnis derselben allerdings widerstreiten diirfte.
Zunéchst einmal, so scheint mir, gibt es zwei klare Situationen
hinsichtlich der Legitimierbarkeit von Repression:

1.  Verniinftige  Gesellschaft:  Gegeben sei  eine
Gesellschaftsform, in der jede Repression nur durch die
Herstellung der Mittel zur Befriedigung der menschlichen
Bediirfnisse (sowohl der primdr menschlichen wie auch der
abgeleiteten Bediirfnisse) erzwungen wird. Diese Repression
ist verniinftig legitimierbar. Es sollte darauf hingewiesen
werden, dass auch diese Produktionsweise ein Mehrprodukt
realisieren kann; nun aber nicht, um eine bestimmte Klasse
von Nichtarbeitern damit auszuhalten, sondern als
Freiheitsbedingung fiir eine selbstbestimmte Lebensfiihrung
jenseits der Sphire materieller Reproduktion der Gesellschaft
(Mehrprodukt bedeutet nur erweiterte Produktion hinsichtlich
einfacher materieller Reproduktion der Gesellschaft).

2. Klassengesellschaft: Gegeben sei eine Gesellschaftsform,
in der die gesellschaftliche Arbeit nicht (nur) mit dem Zweck
stattfindet, die Bediirfnisse der Gesellschaftsmitglieder zu
befriedigen, sondern (vor allem) fiir eine bestimmte Klasse ein
Mehrprodukt zu produzieren, welches diese sich aneignet.
Wenn:

(a) die mit dieser Gesellschaftsform gegebene technische
Basis Produktivkriafte ermoglichen wiirde (z.B. geeignete
Kooperationsformen), die weniger Repression filir die
unmittelbar Produzierenden bedeuten wiirden (und zwar nur
soviel Repression, wie unter 1. als notwendige Repression
bezeichnet wurde) [Potential fiir freie Gesellschaft],

(b) diese Produktivkrifte bereits konkret moglich wiren, d.h.
als konkrete Alternative zur Verfiigung stiinden, durch die
Produktionsverhéltnisse aber in ihrer Ausbildung verhindert
wiirden [tatsdchliche Moglichkeit der freien Gesellschaft],

(c) schlieBlich eine Mehrheit der von der Repression
betroffenen Subjekte die Situation so einschitzt, dass sie (a)
und (b) zustimmen konnen [Mehrheit fiir freie Gesellschatft],
so wird den Verhiltnissen aufgrund des Erfiilltseins dieser drei
Bedingungen die Legitimation entzogen. Dies gilt freilich nur
unter der generellen Prémisse, dass die
Gesellschaftsmitglieder an minimaler Repression ihrer
Préferenzen interessiert sind.

Es gibt nun eine Reihe von Situationen, die weniger eindeutig
erscheinen. Man erhdlt sie, indem wenigstens eine der
Bedingungen (a), (b), und (c) nicht erfiillt ist: Interessant ist
jeder dieser Fille, sofern er logisch moglich ist.

1. Gruppe: Es fehlt eine der Bedingungen. Wenn nur (c) fehlt,
dann sind die materiellen Bedingungen dafiir gegeben, die
vorhandene Repression als iiberfliissige auffassen zu diirfen.

Ubrigens kann man hier gut zeigen, dass die
Selbstbeschreibung einer Gesellschaft Bestandteil der
gesellschaftlichen =~ Wirklichkeit ist. Diese  Situation

unterscheidet sich von 2. ja nur dadurch, daB3 ein anderes
BewubBtsein der Gesellschaftsmitglieder iiber ihre Verhéltnisse
vorliegt. Und nur aufgrund dieser anderen Selbstbeschreibung
der Gesellschaft wird den Verhéltnissen unter 2. die
Legitimation entzogen, wihrend in dieser Situation, in der (c)
nicht erfiillt ist, die gleichen materiellen Verhiltnisse faktische
Anerkennung finden.

Marxisten haben aus diesem Grunde propagandistisch auch
von ,revolutiondrer Situation* gesprochen, um revolutionére
Situationen herbeizufiihren, d.h. im Falle erfiillter materieller
Bedingungen des Legitimationsentzugs diesen auch zu
realisieren.

Wenn (a) fehlt, muss auch (b) fehlen. D.h., diejenigen
Situationen, in denen (a) fehlt, konnen nicht unter Gruppe 1
rubriziert werden. Schlielich sei lediglich (b) nicht erfiillt.
Das ist eine Situation, in der die materiellen Bedingungen
einer sozialen Umwélzung noch nicht ausgereift sind, die
Mehrheit der Gesellschaftsmitglieder dies aber denkt. Hier
wird den Verhiltnissen faktisch die Legitimitédt entzogen, die
sie der Sache nach noch hétten. Bei Marxisten duflerte sich
dies darin, dass man ein groBes Vertrauen hinsichtlich der
Spontaneitdt der Produktivkraftentwicklung zeigte, legte diese
erst einmal ihre kapitalistische Fessel ab. Man wusste zwar
nicht, um welche Produktivkrifte es sich dabei handeln
konnte, die durch die Revolution befreit werden sollten, aber
man war sich sicher, dal es sie gab. Diese Situation scheint
mir charakteristisch zu sein fiir die marxistische Mystifikation
der Dialektik von Produktivkrdften und Produktions-
verhdltnissen. Politisch tendiert dies zum Abenteuer.

Gruppe 2: Es fehlen genau zwei der Bedingungen (a), (b) und
(c). Das Fehlen von (a) und (c) kann nicht unter Gruppe 2
rubriziert werden, da mit (a) auch (b) fehlt. Es bleibt also, daf3
(b) und (¢) oder daB (a) und (b) gemeinsam fehlen. Wenn (b)
und (c) gemeinsam fehlen - es also weder aufgrund der
Entwicklung der Produktivkrifte tatsdchlich moglich wire,
eine freie Gesellschaft zu erreichen, noch es fiir diesen Schritt
eine gesellschaftliche Mehrheit géibe - handelt es sich um eine
ausgesprochen legitime Klassenherrschaft. Hingegen das
gemeinsame Fehlen von (a) und (b) scheint mir, solange (c)
erfiillt sein soll, ein Ding der Unmdglichkeit. Wie sollen denn
Menschen sich eine (falsche) Meinung bilden kdnnen iiber die
Potentiale einer technischen Basis, die es in ihrer Gesellschaft
gar nicht gibt? Der mittelalterliche Handwerker mag zwar
diffus-utopistische Vorstellungen dariiber haben, wie diese
oder jene Verrichtung mit geringerer Miihe zu bewerkstelligen
sei; aber derartige oder vergleichbare Vorstellungen gehdren
in die Preisklasse von Sciencefiction und nicht zu
verniinftigen Urteilen iiber reale Moglichkeiten.

Gruppe 3: Es fehlen alle Bedingungen: Hier kann wohl nichts
die Legitimitit der Herrschaft erschiittern. Die Situation aus
Gruppe 3  dirfte dicjenige sein, in der die
Gesellschaftsmitglieder keinen guten Grund aufbieten kénnen,
die Produktionsverhéltnisse mit dem Ziel zu kritisieren, deren
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Legitimitét in Frage zu stellen. Der Grund liegt einfach daran,
dass aufgrund des niedrigen Entwicklungsstandes der
Produktivkrifte der Rahmen der Produktionsverhéltnisse als
Quelle des Freiheitsentzugs noch nicht in Erscheinung treten
kann. Von den Stationen der Marxschen ,,Subsumtion der

Arbeit unter das Kapital“ wiirden das formelle
Kapitalverhéltnis auf Handwerksbasis und die frithe
Manufaktur  hierher passen. Das Bewusstsein der

Gesellschaftsmitglieder tiber ihre Verhiltnisse trdgt zwar mit
zur Stabilitdt der Klassenherrschaft bei, kann aber wohl kaum
als ideologisch bezeichnet werden: SchlieBlich ist diese
Einschitzung der Lage kein falsches Bewusstsein, das zur
Legitimierung iiberfliissiger Repression beitragt.

Im Falle des Fehlens von (b) und (c), der ersten Situation aus
Gruppe 2, sind zwar die Moglichkeiten einer
Produktivkraftentwicklung gegeben, die iiber die bestehenden
Produktionsverhéltnisse hinausweisen konnten, aber diese
moglichen Produktivkriafte stehen den Individuen der
Gesellschaft nicht einmal als denkbare (in Gestalt einer
konkreten Utopie) gegeniiber; folglich konnen sie in ihrer
Realisierung durch die Produktionsverhéltnisse nicht
behindert werden und schlielich liegt keine (hier falsche)
Einschitzung der Situation als revolutionédr vor. Damit ist die

Moglichkeit einer Transformation trotz entwickelterer
Produktivkréfte nicht gegeben, zumal die
Gesellschaftsmitglieder (mehrheitlich) keine dieser
Beschreibung der sozialen Realitit widerstreitenden
Auffassungen haben. Hierher konnten das ausgereifte

Manufakturwesen und die Anfdnge der Fabrikproduktion
passen: Dort ldsst die Produktivkraftentwicklung die
Moglichkeit einer weniger vereinseitigenden Kooperation
technisch vielleicht schon zu, sicher ist sie aber fiir die
Gesellschaftsmitglieder noch nicht zu erkennen. Dass diese
Moglichkeiten schon vorhanden sind, wissen nur wir aufgrund
der weiteren Entwicklung - es sind Moglichkeiten fiir uns
nicht aber fiir jene Gesellschaftsmitglieder. Diese
Beschreibung der Situation wére daher fiir die
Gesellschaftsmitglieder nicht verfiigbar. Das Fehlen der
Bedingung (c) bedeutet allerdings auch nur, dass die
Selbstbeschreibung der Gesellschaft von Begriffen Gebrauch
macht, die wir uns als Fehlen der Bedingung (c) erléutern.

Wenn bei einem gleichen Stand der Produktivkréfte jedoch die
Gesellschaftsmitglieder die Situation anders einschétzen, wie
dies in der letzten Situation von Gruppe 1 der Fall ist, dann
wird den Verhéltnissen faktisch die Legitimation entzogen und
man 1aBt sich auf ein politisches Abenteuer ein. Im Fall
hingegen der ersten Situation von Gruppe 1 sind die
Produktivkréfte derart ,reif”, dass eine weniger repressive
Weise der Produktion denkbar ist, die aber aufgrund der
Produktionsverhéltnisse nicht verwirklicht werden kann. In
diesem Fall mochte ich von einer prekdren Legitimitét
sprechen, die nur noch dadurch Bestand hat, daf die
Gesellschaftsmitglieder sich iliber die realen Moglichkeiten
des FEinsatzes der Produktivkrifte falsche Vorstellungen
machen. Dies ist librigens die Situation, in der die Marxsche
Theorie sich sieht: Es gibt entwickelte Maschinerie, wobei die
faktische kapitalistische Anwendung der Maschinerie von
ihren moglichen alternativen Anwendungen unterscheidbar
wird. Ubrigens sind diese ,,falschen Vorstellungen®, durch die
die prekdre Legitimitdt Bestand hat, anderer Art als im
vorangehenden Fall. Sie dienen der Aufrechterhaltung iiberfl
iissiger Repression, fiir die es keine verniinftigen Griinde gibt,
sind also Ideologie im Marxschen Sinne, wahrend sie im

ersten Fall zwar auch nicht wiinschenswerter sind, aber nicht
der Stabilisierung einer Klassenherrschaft sondern der
Rechtfertigung eines politischen Abenteuers dienen. Das mag
man auch fiir Ideologie halten, aber dieser Begriff der
Ideologie entspricht nicht dem Marxschen.

Gelingt es der Ideologiekritik, die Gesellschaftsmitglieder
iber ihre Situation aufzukldren, oder kommen diese auch ohne
Ideologiekritik ~ dazu, ihre  bisherigen Vorstellungen
aufzugeben, entziehen sie den Verhiltnissen die Legitimitit,
die Gesellschaft steht vor einer Transformation oder
Revolution.

Ich meine, dall mit dem hier skizzierten Modell die Dialektik
von Produktivkrdften und Produktionsverhdltnissen ein
mystisches Moment eingebiifit hat: Die
Produktivkraftentwicklung spielt zwar nach wie vor eine nicht
unbedeutende Rolle zur Beurteilung von
Produktionsverhéltnissen, aber Revolutionen werden nicht
von Produktivkriaften gemacht. Zweck einer Revolution ist es
schlieBlich nicht, da8 Produktivkrifte sich entfalten konnen,
sondern Zweck einer Revolution kann es hochstens sein, daf}
die Gesellschaftsmitglieder eine Produktivkraftentwicklung
verwirklichen, die der Befriedigung ihrer Bediirfnisse besser
entgegenkommt.

Hier liegt freilich ein Problem. Wie es scheint, kommen die
Leute im Kapitalismus beispielsweise bestens Kklar:
Kapitalisten diirfen ihre Mehrwertbediirfnisse befriedigen,
Arbeiter diirfen ihre Arbeitskraft verkaufen, wer leer
auszugehen droht, wird durch soziale Netze aufgefangen, und
wo das auch nichts hilft, gibt es die Wohltdtigkeit der
humanitir gelaunten Schwerverdiener. Daher miissen wir {iber
Kritik sprechen.

Der Kritikbegriff

Die Kritik muB} einigermafen plausibel machen kénnen, daf3
es ,,wahre” Bediirfnisse gibt, die durch die herrschende Praxis
unterdriickt werden. Dies ist die eigentliche Aufgabe der
Ideologiekritik: den Gesellschaftsmitgliedern zu
verdeutlichen, daBl sie falschen Vorstellungen hinsichtlich
ihrer Bediirfnisse anhéngen. Dieses Unternehmen 148t sich
aber nur partiell realisieren. Als Ideologiekritiker beansprucht
man nicht zu sagen, was die ,,wahren“ Bediirfnisse, Wiinsche
und Interessen seien, sondern man demonstriert lediglich, daf3
das herrschende (hier: kapitalistische) System ein notwendig
falsches Bewultsein iiber Zwecke der Gesellschaftsmitglieder
und tiber Mittel zur Realisierung dieser Zwecke erzeugt. Marx
hat dies im Warenfetischabschnitt des Kapitals gezeigt: Die
menschlichen Verhéltnisse (Institutionen usw.) erscheinen den
Menschen als fremde Verhiltnisse, dullere Umstidnde, die
Bedingungen fiir das eigene Handeln setzen. Die Wiinsche
und Bediirfnisse, die sie so artikulieren und verfolgen konnen,
sind auf die Notwendigkeit zugeschnitten, in den ihnen
fremden Verhiltnissen ihr Leben fiihren zu miissen. Diese
Notwendigkeiten lassen sich etwa als ,,0konomische Gesetze*
darstellen.

Marx hat durch seine Analyse des Warenfetischismus ein
Beispiel dafiir gegeben, wie sich der unbegriffene Zwang
sozialer Verhéltnisse Ausdruck verschafft als notwendig
falsches BewuBitsein. Es ist das BewuBtsein des
Sicheinrichtens in den Zwangsverhiltnissen. Hier, meine ich,
konnte davon ausgegangen werden, da3 die Menschen die
Spontaneitdt ihrer Wiinsche und Bediirfnisse aufgrund der
Zwangsverhaltnisse unterdriicken. Ich glaube nicht, dal man
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nun in der Lage ist, anderen Menschen zu sagen, was ihre
,wahren Wiinsche, Bediirfnisse und Interessen sind; aber
man kann fiir die Einrichtung einer freien Gesellschaft
werben, damit die Menschen sich {iber ihre ,wahren®
Wiinsche, Bediirfnisse und Interessen iiberhaupt verstdndigen
konnen. Nur im Rahmen dieser Ideologiekritik hat die Kritik
derjenigen Uberzeugungen, die die gesellschaftliche Realitit
beschreiben, {iberhaupt einen Sinn (sieche den Absatz iiber den
Legitimitétsbegriff).

Dieser doppelgleisigen Kritik - Kritik der Bediirfnisse,
Wiinsche und Interessen einerseits und Kritik der
Uberzeugungen hinsichtlich der Bewertung gesellschaftlicher
Verhéltnisse andererseits, von denen jede fiir sich allein
keinen Sinn hitte - entspricht der Doppelcharakter sozialer
Umwilzungen: ,,Das Zusammenfallen des Andern[s] der
Umstdnde und der menschlichen Tétigkeit oder
Selbstverdnderung kann nur als revolutiondre Praxis gefaf3t
und rationell verstanden werden.” (Karl Marx: Thesen tiber
Feuerbach, in: MEW Bd. 3, S. 6)

Kommentar:

Dies war nach dem FEinleitungsteil der vierte
Themenkomplex der Broschiire. Wer sich an der
Debatte beteiligen mochte, kann seine Beitrige
hierzu gern bei der Redaktion einreichen, die
natiirlich immer in voller Linge und unverdindert
in die Debatte eingehen werden.

J. M. Hackbarth

DI P HHE OSSO PHIE BE.I)

DIE TRIBUTE
VON PANEM

Kunst als Katalysator fiir

Aufstande und Revolutionen.
Am Beispiel der Trilogie:

»Die Tribute von Panem*
(Fortsetzung aus dem Heft 03/21)

7. Kapitels

»Es gibt keine guten Mutationen« -
oder doch?: Die Erschaffung
arteniibergreifender Schiméren

Zum Autor Jason T. Eberl:

Er ist auBerordentlicher Professor der Philosophie an der
Indiana University-Prudue Univeristiy in Indianapolis . Dort
lehrt und forscht er in den Fachern Bioethik, mittelalterliche
Philosophie und Metaphysik.

Nebenbei betitigt er sich als Mitherausgeber ganz &hnlicher
Publikationen wie der hier von mir behandelten iiber die
,,Iribute von Panem* zu den Themen:

- ,Star Wars and Philosophy*

- ,,Star Trek and Philosophy*

- dhnliche Werke iiber Stanley Kubrick,

- Harry Potter,

- Metallica,

- ,,The Terminator*

- ,,The Big Lebowsky* und

-, Avatar.

(Foto: en.battlestarwikiclone.org)
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Man konnte annehmen, ein aullerordentlicher Professor wie
Jason T. Eberl benétigt in den USA noch Nebenjobs, um iiber
die Runden zu kommen.

Sein  wissenschaftlicher — Betdtigungsschwerpunkt  liegt
eindeutig auf dem Gebiet der Bioethik und insbesondere bei
der Beobachtung der Personifizierung von Tieren, die
entweder bereits durch natiirliche Veranlagung, oder durch die
eine Injektion menschlicher DNA, menschliche Eigenschaften
entwickeln konnten. Dabei geht er Sinn gemifl  der
ethischen und juristischen Frage nach: Ab wann solchen
Wesen von den menschlichen Gesellschaften nicht nur
Tierrechte, sondern auch Menschenrechte zustehen
sollten?

Diese Frage wirkt in einer Welt, in der die {ibergroe Mehrheit
der Menschheit heute noch mit den jeweiligen Machthabern
um ihre eigenen Menschenrechte ringen miissen, doch sehr
abgehoben. Diese Uberlegungen sind zwar ein niitzlicher
Vorgriff auf eine humanistische Zukunft der Menschheit, aber
fern ab von der gesellschaftlichen Realitdt in der die meisten
Menschen um ihre Akzeptanz als souverdne Person ringen
und mit ihren Mitmenschen in eine Konkurrenzkampf
gezwungen werden, in dem sie um ihre soziale Existenz
kampfen sollen. Wo riihrt und emp0ért sich da ,,die Ethik*?
Genau dieser Aspekt der Frage (Ob Tiere in der menschlichen
Gesellschaft als souverdne Person eingegliedert werden
sollten?) also ob Tiere ein eigenstindiges rechtsfihiges
Subjekt in Form einer Person sein konnten, erschien im
Angesicht eine noch nicht vorhandenen humanistischen
Gesellschaft, die eben noch nicht den letzten Schritt aus dem
Tierreich gemacht hat und sich immer noch aus niederen
Beweggriinden, wegen einer vom Eigentumssystem kiinstlich
erzeugten sozialen Not gegenseitig bekdmpft und sogar
abschlachtet, als ein reines Luxusproblem der gemeinsam
herrschenden Klassen Klein- und GroBbiirgertum.

Das fiihrt zu Erscheinungen der krassesten Dekadenz, bei der
reiche Eigentiimer ohne Erben, heute ihr Vermdgen nicht
mehr humanistischen Zwecken zu Gute kommen lassen,
sondern dies lieber ihren Haustieren, oder an die Tiere
allgemein (Tierheime usw.) vererben. Im Angesicht des
menschlichen Elends auf diesem Planeten, sehe ich darin ein
unethisches Verhalten der Herrschenden gegeniiber ihren in
Elend lebenden Mitmenschen, dass immer weiter um sich
greift und durch deren Philosophen fiir hoffahig erklart wird.

THE NATURE OF

HUMAN PERSONS

HETAPHYSICS

AMD BIOETHICS

(Foto: read.amazn.com)

»Die Person“ was sind die aktuellen und

brennenden Probleme damit?

Die Personenstandsgesetze, in dessen Zustdndigkeiten die
Menschen  heute  zufillig  hineingeboren  werden,
vereinnahmen diese sofort mit einer Geburtsurkunde und ohne
zu fragen, ob diese das iiberhaupt mochten, als Humankapital
der Herrschenden Klassen, welche diese Gesetze erdacht
haben, von ihren Reprisentanten beschlossen wurden und die
von ihrem Staat mit Gewalt durchgesetzt werden. Sich dieser
Registrierung zu entziehen, gestatten sie natiirlich nicht und so
erhalten wir im Weiteren einen Personalausweis, werden von
ithnen als dessen Personal bezeichnen und miissen, wann
immer sie es verlangen, der Staatsmacht und uns allen sozial
Uberlegenen von denen wir abhiingig sind, unsere Personalien
zur Kenntnis geben.

Unsere Personalien verwalten sie in einem Melderegister und
machen uns damit unfreiwillig zu Mitgliedern einer
Rechtsordnung, auf dessen Gesetze wir als Nicht-Angehorige
der herrschenden Klassen, gar keinen Einfluss haben, was
Soziologen durch Untersuchungen der Rechtslage immer
wieder festgestellt haben. Die direkte Teilnahme an der
Gesetzgebung wird uns verweigert und statt dessen diirfen wir
aus einer Liste die uns vorgelegt wird, regelmifig unsere
Vormiinder auswéhlen, die von unserem Willen vollig
entbunden sind.

Wenn man sich gegen diese Zustinde auflehnt und andeutet,
dass man diese Verhiltnisse gern dndern wiirde, kommt die
Geheimpolizei ins Spiel, oder irgend ein Sozialkreditsystem,
welches zu den Personalien noch weitere Informationen iiber
dich sammelt, um die gegenwértigen Machthaber vor Verlust
ihrer Macht zu schiitzen.

Interessant in diesem Zusammenhang ist auch, dass dieses
Melderegister in  Osterreich und Ungarn anfinglich
»Matriken* oder ,,Matrik* genannt wurde, was mich sofort an
die Filmserie ,,Matrix‘ erinnert hat:

Kino.de * Filme > Matrix > News

Das Ende von ,Matrix": Die
Trilogie erklart

P_\ Gregor Elsholz | 11.03.2020 10:57
<

Bullet-Time, Martial Arts und Son-
nenbrillen: ,Matrix" ist ein essenzi-
elles Sci-Fi-Action-Franchise. Wir
erklaren euch das Ende der ,Ma-
trix“-Filme.

(Foto: Kino.de)

Versuchen wir doch mal diese Erklirung:

1. Die alte Macht erkliirt gegeniiber der neuen Macht, dass
die Menschen die Matrix lieben, gar nicht raus méchten
und sie deshalb scheitern werden.
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2. Die neue Macht erklirt, dass sie die Matrix gar nicht
abschaffen will, sie werden nur wesentliche Teile zu
Gunsten und mit den Menschen so verindern, dass diese
nicht mehr zur Unterdriickung und Ausbeutung der
Menschen benutzt werden kann.

Um diese Erklirung zu iiberpriifen, empfehle ich die
Schlusszehe des vierten Teils von , Matrix“ anzusehen. Die
Kunst wirft die Schatten der Zukunft voraus.

Die ,Matrix*“ (Das Personenregister) mit der wir es in der
Eigentums-Gesellschaft des kapitalistischen Klein- und GroB-
Biirgertums zu tun haben, wurde erstmals von der
Nationalversammlung in der franzosischen Revolution
20.09.1792 mit dem ,,Gesetz zur Registrierung aller Biirger*
gestartet, als die radikaldemokratischen Bestrebungen der
Kommunen von Paris bereits blutig niedergeschlagen waren.
1803 hielten die Franzosen die Pflicht zur Registrierung aller
Menschen im ,,Code civile® (franzosisches Zivilrecht) fest,
der 1814 erstmals auch in Deutschland eingefiihrt wurde.
Beachtenswert ist, dass die Registrierung aller Biirger in der
Schweiz erst 2005 zur Pflicht erhoben wurde und so eine
Registrierungspflicht in den USA offiziell gar nicht existiert.
Wenn man von der altgriechischen Bedeutung des Wortes
Person (Maske) ausgeht, dass was man von einem Menschen
sehen kann, dann sind Menschen die in keiner Rechtsordnung
registriert sind, fiir diese gar nicht existent. In einem System
das die Registrierung per staatlicher Gewalt verfolgt, sind dem
zur Folge alle nicht registrierten Menschen ,illegal®. Sie
existieren also auflerhalb und nicht legal im Hoheitsgebiet

eines Gewaltsystems.
statista %s Q =

Internationale Landerdaten

Mord- und Mittelamerika

Herkunftslander illegaler Einwanderer
inden USA 2018

werdoffentlicht von Re

rinner sy PRt
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Menschen in den USA im Jahr 2019 nac

Herkunftslanderr

Wenn es in den USA keine Pflicht zur Registrierung der
Menschen gibt, warum werden Menschen die dies nicht tun,
als ,,illegal* bezeichnet?

Sind in der Eigentumsgesellschaft alle Personen
gleich?
Dazu ein Zitat aus der Bibel, 5.Buch Mose 16, iiber Richter:

5.Mose 16

‘Richter und Amtleute sollst du dir
setzen in allen deinen Toren, die dir der
HERR, dein Gott, geben wird unter
deinen Stdmmen, dall sie das Volk
richten mit rechtem Gericht. '“Du sollst
das Recht nicht beugen und sollst auch
keine Person ansehen noch Geschenke
nehmen; denn die Geschenke machen
die Weisen blind und verkehren die
Sachen der Gerechten....

Den Schreibern der Bibel war das Probleme mit der
Ungleichbehandlung der Personen in einer
Klassengesellschaft also schon bestens bekannt und sind
mahnend darauf eingegangen. Doch hat ihr ,,Mahnen“ das
Problem der ungleichen Personen in einer Klassengesellschaft
beseitigen konnen?

Natiirlich kann man die soziale Spaltung der Menschen in
Klassen nicht durch Ermahnungen beseitigen. Dazu muss an
die Ursache dieser Spaltung gegangen werden und diese liegt
im Eigentumsrecht begriindet. Dem Recht auf Ausbeutung der
,hur besitzenden Menschen (Lohnsklaven Besitzen nur ihre
Arbeitskraft), mittels Eigentum.

Sklaven waren nie eine Person, weil sie gar nicht als
rechtsfahig akzeptiert wurden, sondern als Eigentum einer
»Person®, also als Eigentum eines freien Biirgers galten.
Lohnsklaven erhalten nur soviel Freiheit, wie sie sich kaufen
konnen. In der Eigentumsgesellschaft sind Vermodgende
Menschen eindeutig im Vorteil und genau so funktioniert
deren Rechtssystem. Wer sein Recht erstreiten mochte,
bendtigt vor allem erst einmal Geld, um Rechtsanwilte
bezahlen zu kénnen.

Wer sich aber nicht registrieren ldsst, weil er es nicht mochte
oder kann, der existiert auch nicht als Person und der kann
auch nicht so einfach fiir sein Recht streiten. Diese ,,illegalen®
Menschen existieren oft unter Bedingungen, die als Sklaverei
bezeichnet werden. Nur Menschen, denen in der
Eigentumsgesellschaft gewisse biirgerliche Rechte und
gewisse biirgerliche Freiheiten zugestanden werden, gelten in
dieser als Person.

Das selbe gilt fir juristische  Personen, also
Personalvereinigungen die gemeinschaftlich ihr Rechte in
Anspruch nehmen, oder gar erweitern wollen. Die Herrscher
der Eigentumsgesellschaft behalten sich selbst das Recht vor,
diese zu genehmigen, oder zu verbieten.

Eigentiimer handeln hingegen immer in ihrem privaten
Interesse, oder gemeinschaftlich im Interesse ihrer sozialen
Klasse, aber niemals im Interesse der gesamten Gesellschaft,
die ja alle Klassen umfasst. In einer Klassengesellschaft wird
der Wille der herrschenden Klasse und das derer, die ebenfalls
davon profitieren, umgesetzt.

Fiir eine radikaldemokratische Sicht auf uns
Personen, mochte ich Kant heranziehen und dafiir auf einen
Beitrag von Jean-Christopher Merle verweisen: ,,Eine
Kantische  Alternative  zu  Generalpravention  und
Wiedervergeltung. In: Kant und die Berliner Aufkldrung:
Akten des IX. Internationalen Kant-Kongresses. Band 4.
Verlag Walter de Gruyter, 2001, ISBN 3-11-016979-7, S.200:

»Person ist dasjenige Subjekt, dessen
Handlungen einer Zurechnung fihig sind. Eine
Person ist ,,keinen anderen Gesetzen, als denen,
die sie (entweder allein oder wenigstens zugleich
mit anderen) sich selbst gibt, unterworfen ...

Der Mensch wird also erst dann zu einer freien Person, wenn
er in einer freien Gemeinschaft mit anderen Menschen
zusammen leben kann und in deren Gesellschaft eine
gleichberechtigte Rolle spielt.

J.M.Hackbarth
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Hannah
Arendt

Eichmann in Jerusalem

Ein Bericht von der Banalitit
des Bosen

didid

Unwert zu leben

Der Keim der ,,Banalitiit des Bosen* liegt
im Reprisentativsystem

Zu ,Hannah Arendt und die "Banalitit des Bdsen

verdffentlichte der NDR am 04.12. 2020 einen Beitrag, in dem

sie als unbequeme Denkerin beschrieben wird, und weiter, Zitat:
»Nach der NS-Zeit analysierte Hannah Arendt
Wirkungsweisen totalitiirer Herrschaft. Ihr Begriff der
"Banalitit des Bosen" hat kontroverse Debatten
ausgelost... Sie wollte einfach nur verstehen - auch wenn
das bedeutet, ""dahin zu denken, wo es wehtut", wie
Hannah Arendt sagte. '"Denken ohne Gelinder" nannte
sie das einmal. Themen wie Totalitarismus, Macht und
die Verbrechen im Nationalsozialismus beschéftigten sie.
Als ihr politisches Hauptwerk gilt ""Elemente und
Urspriinge totaler Herrschaft", in dem sie auf die
Strukturlosigkeit totaler Regierungen hinwies und den
Terror zum entscheidenden Merkmal des Totalitarismus
erklirte. Einer breiten Offentlichkeit wurde sie 1961 als
Berichterstatterin iiber den Eichmann-Prozess in
Jerusalem bekannt...
In ihrer Analyse des Prozesses vertritt sie die
kontroverse Ansicht, dass Eichmann eine deutlich
kleinere Rolle bei der "Endlésung der Judenfrage"
gespielt habe, als die Anklage ihm unterstellte. Die
jiidische Politologin stellt zudem die MittelméaBigkeit
und Gedankenlosigkeit des NS-Funktionérs in den
Mittelpunkt, der als einer der grofiten Verbrecher seiner

nee

Zeit gilt. Dabei will sie die Nazi-Verbrechen - und auch
"das Bose an sich" - keineswegs kleinreden.* (siche hier)
Die Untaten kleinzureden, liegt mir ebenso fern. Aber ich
mochte mir Hannah Arendt zum Vorbild nehmen und unbequem
denken, und dahin denken, wo es den Apologeten des
Reprisentativsystems weh tut. Hannah Arendt analysierte den
Eichmannprozess auf der Ebene der Moralphilosophie und ich
mochte den schmerzhaften Bogen schlagen, von der
Moralphilosphie zur politischen Okonomie, denn wie Brecht so
treffend herausfand, ,,Erst kommt das Fressen, dann kommt
die Moral“ Die uns alle umtreibende Frage lautet doch: Kann
sich soetwas wie in der Nazizeit, oder etwas in vergleicbbarer
Grofe wiederholen?
Was Eichmann getan hatte war nach seinem eigenen
Verstandnis ,nur im Nachhinein® ein Verbrechen, denn, so
zitiert Hannah Arendt ihn im Buch,
s+« €F War immer ein gesetzestreuer Biirger gewesen,
Hitlers Befehle, die er nach bestem Vermdégen befolgt
hatte, besafien im Dritten Reich » Gesetzeskraft«. (Die
Verteidigung hiitte zur Unterstiitzung von Eichmanns
These jeden beliebigen Verfassungsexperten im Dritten
Reich zitieren kénnen, die alle ausfiihrlich dariiber
geschrieben haben, daf} der Fiihrerbefehl das Kernstiick
der geltenden Rechtsordnung darstelle.) Dies wiifiten die
Leute, die jetzt von ihm, Eichmann, verlangten, er hiitte
damals anders handeln sollen, einfach nicht, oder sie
hiitten vergessen, wie die Dinge zu Hitlers Zeiten
ausgesehen haben. Er jedenfalls wollte nicht zu denen
gehoren, die nachtriiglich versichern, »daf} sie immer
schon dagegen gewesen waren«, wenn sie in Wirklichkeit
eifrig getan hatten, was man ihnen zu tun befahl. Doch
die Zeiten dindern sich; er war, wie so viele andere
(einschlieflich der Juristen) »zu neuen Einsichten
gekommen«. Was er getan habe, habe er getan, er wolle
nichts abstreiten;" (aus "Eichmann in Jerusalem: Ein
Bericht von der Banalitiit des Bosen" von Hannah Arendt,
Brigitte Granzow)

,Biirger im Dritten Reich hatten keinen Einfluss auf Gesetze
und Fiihrerbefehle. Sie hatten sie eben nur zu befolgen. Darauf
berief sich nicht nur Eichmann. Welchen Einfluss haben die
»Birger heute auf Gesetze und Verordnungen? Nein, die
»Représentative ,,Demokratie” ist keine Diktatur, und nein,
Krisen-Regime, die sich jeweils um die aktuelle Krise bilden,
sind keine Faschisten. Sie erfiillen nur ihre Aufgabe als
gesetzestreue Biirger und Reprisentanten der Pharma- Energie-
und Riistungsoligarchen. Dafiir werden sie schliellich bezahlt.
Ja, das ist ein Unterschied. Ein Bundeskanzler Olaf Scholz kann
nicht einfach etwas befehlen und die braven Biirger folgen ihm.
Er muss schon als Regierungschef die Ausfithrung der Gesetze
durchsetzen lassen, die seine Regierung in der Legislative des
Bundestages beschlieBen lasst. Ein Représentativsystem ldsst
sich zu dem durch Lobbyismus steuern und funktioniert so,
Zitat (Horst Seehofer):

wDiejenigen, die entscheiden, sind nicht gewihlt, und
diejenigen, die gewihlt werden, haben nichts zu
entscheiden.“

Und so muss auch der Staatschef folgen, und zwar den
Interessen reicher Oligarchen. Oder seine Karriere ist ganz
schnell beendet. Wenn es darum geht, Steuermilliarden fiir
Spritzen, Fracking-Gas und Waffen auf die Konten von
Oligarchen zu pumpen und sich die dafiir nétige Politik zu
kaufen, dann ist das ja bloB Lobbyismus. Aber der geht eben
auch iber Leichen. Die Zahl der Toten der Kriege des
Reprasentativsystems der USA seit 1945 (, konservative
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Schétzungen gehen von mindestens sechs Millionen toten
Zivilisten und Soldaten aus* schreibt Politologe John Tirman in
einem Meinungsbeitrag fiir die , Washington Post") ist
vergleichbar mit der Zahl der ermordeten Juden durch das
Hitler-Regime. Die Zahl der Toten aber, und die Art des
Verbrechens, sind zwei verschieden zu betrachtende Dinge.
Hannah Arendt schrieb dazu, Zitat:

""Nicht weniger beunruhigend als dieser bisher
unbekannte Verbrechertypus ist die Art des Verbrechens,
das hier zur Verhandlung stand. Zwar ist sich alle Welt
nachgerade dariiber einig, daf} das, was in Auschwitz
geschah, beispiellos ist; aber die Kategorien, mit denen
dies Beispiellose nun politisch und juristisch erfafibar ist,
sind immer noch gdnzlich ungeklirt. Denn der hierfiir
neuerdings eingefiihrte Begriff des Vilkermords
(Genocid) ist zwar in gewissem Sinne zutreffend, aber
nicht ausreichend, schon weil Vilkermorde nicht
beispiellos sind — sie waren in der Antike an der
Tagesordnung, und die Jahrhunderte der Kolonisation
und des Imperialismus kennen mehr oder minder
gegliickte Versuche in dieser Richtung zur Geniige. Der
aus dem englischen Imperialismus stammende Ausdruck
»Verwaltungsmassenmord« (administrative massacres,
den die Engliinder bewufit ablehnten als ein Mittel, die
Herrschaft iiber Indien aufrechtzuerhalten) diirfte der
Sache erheblich angemessener sein und zudem den Vorteil
haben, mit dem Vorurteil, dafi solche Ungeheuerlichkeiten
nur einem fremden Volk oder einer andersgearteten Rasse
gegeniiber méglich sind, aufzuriumen. Ganz abgesehen
davon, daf} Hitler seine Massenmorde bekanntlich mit
dem »Gnadentod« der »unheilbar Kranken« begann und
die Absicht hatte, sie mit »erbgeschdiidigten« Deutschen
(Herz- und Lungenkranken) zu enden, liegt es auf der
Hand, daf} das Ordnungsprinzip, nach dem gemordet
wird, beliebig bzw. nur von historischen Faktoren
abhiingig ist. Es ist sehr gut denkbar, daf} in einer
absehbaren Zukunft automatisierter Wirtschaft Menschen
in die Versuchung kommen, alle diejenigen auszurotten,
deren Intelligenzquotient unter einem bestimmten Niveau
liegt." (aus "Eichmann in Jerusalem: Ein Bericht von der
Banalitit des Bisen" von Hannah Arendt, Brigitte
Granzow)

Es geht nicht um den ,Intelligenzquotient, sondern um
menschliche Rentabilitit. Rentabilitit ist ein Wort fiir eine ganz
banale Gewinn-und-Verlust-Rechnung im Eigentumsrecht und
die Banalitit des Bosen besteht in der Reduzierung des
Menschen auf einen schndden Wert flir den Eigentiimer. Das
geschieht ganz biirokratisch, eben durch Biirokraten. So
funktioniert das nun mal im Eigentumsrecht. Zu viele nutzlose
Esser sind unrentabel, unwert zu leben. Hitler war eigentlich
nur ein ,,Hanswurst* (Wortwahl Hannah Arendt fiir Eichmann),
genauso wie Eichmann. Aber gerade diese kleinbiirgerlichen
Hanswiirste sind eben brutal konsequent in ihrer Besessenheit,
dass der Zweck die Mittel heiligt, sobald sie glauben das
Richtige zu tun im Sinne der allgemeinen Gesetzgebung, die im
Kern Prinzipien der Ausbeutung beschiitzen soll.

Gegenwirtig gilt es anscheinend zu einer Konsequenz zu
finden, die ohne ,,Verwaltungsmassenmord“ auskommen kann.
Der Bedarf reicher Eigentiimer nach wirksamen Ideologien der
Machtsicherung lasst sich am besten in Rettungs-Ideologien
verpacken. ,,Wir miissen das Klima retten!, ,,Wir miissen die
Natur retten!. ,,Die Nahrungsmittel reichen bald nicht mehr fiir
alle, also miissen wir um uns zu retten, uns selbst reduzieren®.
So die ideologischen Spielarten = menschenfeindlicher
»Philanthropen®. Aber die Menschheit vor den Raubern retten,

das miissen wir natiirlich nicht. Wenn die Banalitit des Raubes
nicht als Ursache des Bdsen anerkannt ist, dann gelten nur die
Folgen als Bose. Und deshalb ist es notig, vor die Analyse der
Moral, die Analyse des ,,Fressens” zu setzen. So weit konnte
Hannah Arendt nicht gehen als Professorin, denn sonst wére sie
nicht ldnger Professorin geblieben. Den verrechtlichten Raub,
den wir Eigentumsrecht nennen, zu kritisieren, hétte ihr den Ruf
einer Extremistin eingebracht. Jede Verrechtlichung, auch die
der Gewalt von Ridubern, bedarf einer Verwaltung und die
besteht aus Menschen, und zwar aus Beamten. Wer Eichmann
war, beschreibt Hannah Arendt so:

"Eichmann war nicht Jago und nicht Macbeth, und
nichts hiitte ihm ferner gelegen, als mit Richard I11. zu
beschliefien, »ein Bdosewicht zu werden«. Aufier einer ganz
ungewohnlichen Beflissenheit, alles zu tun, was seinem
Fortkommen dienlich sein konnte, hatte er iiberhaupt
keine Motive; und auch diese Beflissenheit war an sich
keineswegs kriminell, er hitte bestimmt niemals seinen
Vorgesetzten umgebracht, um an dessen Stelle zu riicken.
Er hat sich nur, um in der Alltagssprache zu bleiben,
niemals vorgestellt, was er eigentlich anstellte. Es war
genau das gleiche mangelnde Vorstellungsvermaogen, das
es ihm ermaglichte, viele Monate hindurch einem
deutschen Juden im Polizeiverhor gegeniiberzusitzen, ihm
sein Herz auszuschiitten und ihm wieder und wieder zu
erkliiren, wie es kam, daf} er es in der SS nur bis zum
Obersturmbannfiihrer gebracht hat und daf} es nicht an
ihm gelegen habe, daf} er nicht vorankam. Er hat
prinzipiell ganz gut gewufit, worum es ging, und in seinem
Schlufpwort vor Gericht von der »staatlicherseits
vorgeschriebenen Umwertung der Werte« gesprochen; er
war nicht dumm. Es war gewissermafien schiere
Gedankenlosigkeit — etwas, was mit Dummheit keineswegs
identisch ist —, die ihn dafiir pridisponierte, zu einem der
grofiten Verbrecher jener Zeit zu werden. Und wenn dies
»banal« ist und sogar komisch, wenn man ihm nimlich
beim besten Willen keine teuflisch-dimonische Tiefe
abgewinnen kann, so ist es darum doch noch lange nicht
alltiglich. Es diirfte gar nicht so oft vorkommen, daff
einem Menschen im Angesicht des Todes und noch dazu
unter dem Galgen nichts anderes einfiillt, als was er bei
Beerdigungen sein Leben lang zu horen bekommen hat,
und daf; er iiber diesen »erhebenden Worten« die
Wirklichkeit des eigenen Todes unschwer vergessen kann.
Dap eine solche Realitiitsferne und Gedankenlosigkeit in
einem mehr Unheil anrichten konnen als alle die dem
Menschen vielleicht innewohnenden bosen Triebe
zusammengenommen, das war in der Tat die Lektion, die
man in Jerusalem lernen konnte. Aber es war eine
Lektion und weder eine Erklirung des Phinomens noch
eine Theorie dariiber." (aus "Eichmann in Jerusalem: Ein
Bericht von der Banalitdt des Bosen" von Hannah Arendt,
Brigitte Granzow)

An dieser Stelle will ich die Frage erheben, was sich Beamte,
Staatsanwalte und Richter ,,denken®, die alles tun um ihrem
Fortkommen dienlich zu sein, wenn sie friedliche
Demonstranten misshandeln lassen, wenn sie
Regierungskritiker mit Hausdurchsuchungen und Festnahme-
Schikanen {iiberziechen und Michael Ballweg monatelang
einsperren lassen, weil er es wagte, Massenproteste zu
organisieren. Was denken sich die Beamten, die geheime
Masseniiberwachung wie selbstverstdndlich fordern? Was
stellen sich Beamte, Staatsanwilte und Richter vor, was sie da
eigentlich anstellen, wenn sie ihren vermeintlichen
,.,Rechtsstaat” immer mehr durch verdeckte Willkiir ersetzen?


https://www.journal21.ch/artikel/seit-1945-sechs-millionen-tote-us-kriegen
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Realititsferne und Gedankenlosigkeit? Ist das wirklich so
einfach? Was ist denn die Ursache fiir Realititsferne und
Gedankenlosigkeit? Fiir die Antwort auf diese Frage, halte ich
es fiir geboten einen anderen Zeitzeugen zu Wort kommen zu
lassen. 1939 begann Bruno Frank eine Schrift fiir eine von
Thomas Mann geplante Broschiirenreihe gegen den Nazistaat, 1
die er jedoch nicht vollendete und nicht veréffentlichte. Aber s ’
heute ist sie 6ffentlich zugénglich und iiberschrieben mit ,,Liige S :
als Staatsprinzip“, Zitat: I TS
»Es begann mit dem Namen. ,,Nationalsozialistische
Deutsche Arbeiterpartei” nannte sich diese Organisation.
Sie war anti-sozialistisch, und sie war arbeiterfeindlich.
Ganz eindeutig war sie das Kind eines
grofikapitalistischen Kliingels, der Riistungsindustrie,

waipu Bty

deren Fabriken elend gingen und deren Aktien seit dem Fortschreiten der Medientechnik verging nicht ein einziger Tag
Krieg tiefer und tiefer sanken. Nur eine neue Gefiihrdung ohne bewusste Erzeugung von ,Realitdtsferne und
des Weltfriedens Gedankenlosigkeit. Koénnen sich Beamte, Staatsanwilte und
konnte da helfen. Der Name war ein Betrug. Jede Parole  Richter heute davor schiitzen, um unvoreingenommen einem
war ein Betrug. Wie die Partei vom Geld jener Clique ,heutralen Rechtsstaat dienen zu kénnen? Abgesehen von der
lebte, so lebte sie ,,geistig* von erschwindelten Gefahren. Problematik mangelnder Gewaltenteilung ist es bei der
Da war der Schwindel vom ,,roten Terror®, die téglichen Flut von Gewaltverherrlichung, Verdrehungen,
Bolschewikengefahr. Nichts dergleichen gab es in Halbwahrheiten, Liigen und Kriegspropaganda, worin das US-
Deutschland. Schon garnicht unter den Kanzlern, die der  Imperium fiihrend ist; fast unméglich, mit der Fernbedienung
Katastrophe vorangingen, Briining, Papen, Schleicher. heute keinen Treffer zu landen, wollte man wenigstens einmal
Nirgends existierte unter der deutschen Republik eine zwischendurch etwas anderes horen und sehen.

politische Opposition, mit der nicht, in jedem Augenblick,
Armee und Polizei spielend fertig geworden wiiren. Da
war die Gefahr der Verelendung, des okonomischen
Zusammenbruchs. Mit unahnbarer Geschwindigkeit hatte
sich Deutschland von den Schiden der Niederlage wieder
befreit und hatte gewaltigen Aufschwung genommen. In
der Mitte des Jahres 1929 setzte eine internationale
Wirtschaftskrise ein. Sie traf auch das Reich. Aber sie traf
es nicht schwerer als andere hoch industrialisierte
Liinder. Nur wurde die Krise hier fiihlbarer ins
Bewupitsein geriickt durch gleichzeitige politische
Erschiitterungen. Diese Erschiitterungen waren in gar
keiner Weise mehr eine Folge des Vertrags von Versailles,
und am allerwenigsten waren sie eine Folge des >

Massenmanipulation im 24-Stunden-Betrieb. Nur dadurch wird
es moglich, Begriffsinhalte auf ihr Gegenteil umzudeuten, wie
z.B. Pharmageschéft = Gesundheitfiirsorge, Links = Rechts,
Demokraten = Demokratiefeinde, Verfassungsschiitzer =
Verfassungsfeinde, Souverdnitit =  Reichsbiirgertum,
»Querdenker* = Extremisten, usw. usf., Extremist ist also schon
jemand, der ,Quer” denkt oder zumindest jeder, der die
Regierung nicht nur zum Schein kritisiert. So geniet auch
endlich der neueste Bundeskanzler die Friichte dieser
ausgekliigelten Manipulation, denn er kann, ohne einen
nationalen Shitstorm flirchten zu miissen, twittern:

Bundeskanzler Olaf Scholz &

demokratischen Systems. Sie waren im Gegenteil die 4 A ©@Bundeskanzler

Folge einer wiitenden Hetzkampagne gegen eben dieses o I Regierungsvertreter'in aus Deutschland
System. Hitler selbst und seine Helfer schufen den

Zustand, aus dem sie briillend den Ausweg in ihr Drittes ; 3 5 &

Reich anboten. Es war alles Liige, die Gefahr und die Friedlich seine Meinu ng Zu
Rettung.“ (Auszug aus ,, Liige als Staatsprinzip “ 2 H i

unverdffentlichte Schrift von Bruno Frank, 1939 — " U Ber'n ’ das ist eines der
entsprechender Wikipedia-Artikel siehe hier ) WIC htlgste n Rechte unserer

Demokratie. Wenn
Kundgebungen von Extremisten,
Querdenkern und
Verfassungsfeinden gekapert
werden, nehmen wir das nicht
hin. Denn unsere Demokratie ist
wehrhaft.

Gocbbelsschnauze, DKE 38 #GdPBundeskongress2022

Realititsferne und Gedankenlosigkeit ist Resultat von
Verwaltungsmassenmanipulation. Die Technik hat sich natiirlich
weiterentwickelt, zum Ton kam das Bild hinzu. Das Fernsehen Zuriick zu Eichmann: auf der Ebene der Moralphilosophie
wurde fiir Regierungen erst nach dem Krieg fiir war Hannah Arendt griindlich und wer darin griindlich sein
Massenmanipulation vollumfinglich zuginglich. Seit dem Wwill kommt an Kant nicht vorbei wenn der sogenannte

wLiige als Staatsprinzip“
(Artikelbild in Wikipediaeintrag)

Realitiitsferne und Gedankenlosigkeit


https://de.wikipedia.org/wiki/Volksempf%C3%A4nger
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,,Befehlsnotstand* zur Diskussion steht. So schrieb sie:

"Ein erstes Anzeichen von Eichmanns vager Vorstellung,
daf} in dieser ganzen Angelegenheit mehr zur Diskussion
stehen konnte als die Frage, ob der Soldat auch Befehlen
gehorchen miisse, die ihrer Natur und ihrer Absicht nach
eindeutig verbrecherisch sind, ergab sich wiihrend des
Polizeiverhors, als er plotzlich mit grofiem Nachdruck
beteuerte, sein Leben lang den Moralvorschriften Kants
gefolgt zu sein, und vor allem im Sinne des kantischen
Pflichtbegriffs gehandelt zu haben. Das klang zundchst
nur emporend und obendrein unverstindlich, da Kants
Morallehre so eng mit der menschlichen Fihigkeit zu
urteilen, also dem Gegenteil von blindem Gehorsam,
verbunden ist. Der verhéorende Offizier hatte sich darauf
nicht weiter eingelassen, doch Richter Raveh, ob nun aus
Neugier oder aus Entriistung iiber Eichmanns Versuch,
im Zusammenhang mit seinen Untaten sich auf Kant zu
berufen, entschlof sich, den Angeklagten hieriiber zu
befragen. Und zu jedermanns Uberraschung konnte
Eichmann eine ziemlich genaue Definition des
kategorischen Imperativs vortragen: »Da verstand ich
darunter, daf} das Prinzip meines Wollens und das Prinzip
meines Strebens so sein mufs, daf} es jederzeit zum Prinzip
einer allgemeinen Gesetzgebung erhoben werden konnte,
was auf Diebstahl oder Mord z. B. nicht gut anzuwenden
ist, da der Dieb oder Mérder unmaglich in einem
Rechtssystem leben wollen kann, das anderen das Recht
gibt, ihn zu bestehlen oder zu ermorden. Auf weitere
Befragung fiigte er hinzu, daf} er Kants Kritik der
praktischen Vernunft gelesen habe. Weiter erkliirte er, dafi
er in dem Augenblick, als er mit den Maffnahmen zur
»Endlosung« beauftragt wurde, aufgehort habe, nach
kantischen Prinzipien zu leben, er habe das gewufit und
habe sich mit den Gedanken getristet, nicht linger »Herr
itber mich selbst« gewesen zu sein — »indern konnte ich
nichts«. Was er dem Gericht darzulegen unterlief, war,
daf} er in jener »Zeit ... der von Staats wegen legalisierten
Verbrechen«, wie er sie jetzt selber nannte, die Kantische
Formel nicht einfach als iiberholt beiseite getan hat,
sondern daf} er sie sich vielmehr so zurechtbog, bis sie ihm
im Sinne von Hans Franks Neuformulierung »des
kategorischen Imperativs im Dritten Reichq«, die
Eichmann gekannt haben mag, befahl: »Handle so, daf3
der Fiihrer, wenn er von deinem Handeln Kenntnis hiitte,
dieses Handeln billigen wiirde« (»Die Technik des
Staates«, 1942, S. 151.)." (aus "Eichmann in Jerusalem:
Ein Bericht von der Banalitdiit des Bosen" von Hannah
Arendt, Brigitte Granzow)

Es geht also auch ohne Diktatur. Ein Bundeskanzler muss nur
so handeln, dass wenn der Prisident der USA davon Kenntnis
hitte, er dieses Handeln billigen wiirde. Der US-Prasident
wiederum muss nur so handeln, dass wenn seine Herren (die
Oligarchen) davon Kenntnis hétten, sie dieses Handeln
billigen wiirden. Und so muss jeder Staatsbeamte nur so
handeln, dass wenn der Vorgesetzte davon Kenntnis hitte, er
dieses Handeln billigen wiirde. Reprasentanten im Bundestag
missen nur so handeln, dass wenn die Lobbyisten davon
Kenntnis hitten, sie dieses Handeln billigen wiirden usw., usf.
Zentralistische Herrschaftssysteme funktionieren eben nur
nach Prinzipen der praktischen Vernunft des
Eigentumsrechts, wie eine einseitige Diodenschaltung, durch
welche der Strom der Macht von Unten nach Oben flief3t. In
Diktaturen durch direkten Befehl- wund finanzielle
Abhingigkeiten-, in Représentativsystemen durch finanzielle
Abhingigkeiten- und direkten Befehl geleitet. ,,Die

eigentliche Perversion des Handelns ist das Funktionieren.*,
sagte Hannah Arendt 1964 im Gesprich mit Joachim Fest,
zum Thema ,,Die Banalitdt des Bosen®.
Faschismus und ,Reprisentative ,,Demokratie sind 2
unterschiedliche Herrschaftsformen zweier Schichten ein und
der selben Klasse, ndmlich der Klasse der Eigentiimer.
Eigentlimer lassen ihr Kapital (Kapital ist Eigentum)
»arbeiten®. Richtig muss es heiflen: sie lassen mit Hilfe ihres
Eigentums durch soziale Erpressung und verrechtlichter
Gewalt, Lohnsklaven fiir sich arbeiten. Das Kleinbiirgertum
(mittlere und kleinere Eigentiimer) ldsst sein Kapital
(Eigentum) tiiberwiegend national ,arbeiten”, wihrend das
Grofiblirgertum sein Kapital (Eigentum) global ,.arbeiten
lasst. Daraus erklirt sich die Affinitit des Kleinbiirgertums
zum Nationalismus und zur Diktatur, sobald ihr Eigentum
durch Akkumulation (Anhdufung) des Kapitals beim
Grofibiirgertum (superreiche Oligarchen) dahinzuschmelzen
droht. Inzwischen schmilzt es wie Schnee in der
Sommersonne, genau wie am Vorabend der Machtiibernahme
durch die Nazis. Das Kleinbiirgertum hat, banal ausgedriickt,
nicht genug Geld um sich Politik durch Lobbyismus kaufen zu
konnen. Es neigt daher zum Putsch, zu gewaltsamer
Machtiibernahme und zur Diktatur, fiir welche militarisierte
Verwaltungsbiirokratie kennzeichnend ist. Aber gerade Hitler
kam nicht durch einen Putsch an die Macht. Er wurde
gewidhlt. Oligarchen (das GroBbiirgertum) verfiigen {iiber
geniigend finanzielle Mittel, um sich durch Lobbyismus ihre
Politik kaufen zu konnen. Sie brauchen das Parlament als
politischen Marktplatz ihrer Lobbyisten, welche ldngst schon
entdeckt haben, dass sie ihre Aufgabe am besten erfiillen,
wenn sie sich selbst als Reprdsentanten wéhlen lassen.
AuBerdem ldsst sich mit ausgekliigelten ,,Softpower"-
Techniken in einer Demokratiesimulation mit Namen
»~Reprisentative ,,Demokratie“ das Volk viel besser und
nachhaltiger und vor allem kostengiinstiger betriigen, als
durch brutale Unterdriickung eines faschistischen Regimes.
Wie kompatibel aber beide Herrschaftsformen in Wahrheit
sind, dariiber stellte Hannah Arendt ein beeindruckendes
Zeitzeugnis aus, Zitat:
"Daf die Bundesregierung und die Linderverwaltungen,
die Polizei, die Ministerien, der diplomatische Dienst und
die Universititen, kurz das gesamte deutsche dffentliche
Leben, von ehemaligen Nazis in frither hohen Positionen
durchsetzt war, wufite man zu Beginn des Eichmann-
Prozesses. Und man konnte es damit entschuldigen, daf
es vermutlich iiberhaupt keine deutsche Regierung und
keine deutsche Verwaltung hiitte geben konnen, wenn die
Adenauer-Regierung die Frage einer kompromittierenden
Nazivergangenheit nicht sehr grofiziigig behandelt hiitte.
Denn wahr ist natiirlich das genaue Gegenteil jener
Versicherungen des Bundeskanzlers vom Friihjahr 1961,
daf} nur ein verhdéltnismdfig nicht so grofier Prozentsatz
der deutschen Bevolkerung Nazis gewesen seien und dafs
»die allermeisten Menschen, wenn sie irgendeinem
Jiidischen Mitbiirger helfen konnten, das mit Freude und
gern getan haben«. Wenigstens eine deutsche Zeitung, die
»Frankfurter Rundschau«, beantwortete die naheliegende
Frage, warum eigentlich so viele Leute, die beispielsweise
die Vergangenheit des Oberbundesanwalts gekannt haben
miissen, geschwiegen hiitten, mit der noch néiiher
liegenden Antwort: »Weil sie sich selbst belastet fiihlten.«
Wie gesagt, dies war bekannt; aber der erschreckende
Umfang dieser wechselseitigen Verstrickungen bzw. die
Tatsache, daf} sich unter den Belasteten im éffentlichen
Leben auch Massenmdorder befinden, ist erst im Verlauf


https://youtu.be/jF_UvHhbZIA
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der Prozesse der allerletzten Jahre an den Tag getreten.
Erst seit Leute wie Dr. Georg Heuser, Chef des
Landeskriminalamtes von Rheinland/Pfalz, als Komplicen
oder intime Mitwisser der Massenmorde entlarvt worden
sind und seitdem schwerwiegende Verdachtsmomente
erhoben worden sind gegen leitende Beamte wie
Kriminalrat Theodor Saevecke, Referent fiir »Hoch- und
Landesverrat« in Bonn, oder gegen Inhaber hoher
Regierungsdmter wie den ehemaligen
Bundesvertriebenenminister Hans Kriiger oder
Staatssekretir Friedrich Karl Vialon vom
Entwicklungsministerium in Bonn, kann man sich von
dem Ausmaf des Unheils im Nachkriegsdeutschland ein
Bild machen." (aus "Eichmann in Jerusalem: Ein Bericht
von der Banalitiit des Bosen" von Hannah Arendt, Brigitte
Granzow)

Dass eine Bundesregierung auch heute noch keine Probleme
mit Ultrarechten hat, beweist ithr Schmusekurs mit der
Marionettenregierung um Selenskyj in der Ukraine. Auch
wenn sich Selenskyjs Mannen noch so anstrengen um zu
zeigen wie sehr sie sich in Tradition faschistischer Vorfahren

sehen, wie sehr sie sie verehren und wie sehr sie sich
bemithen mit Methoden wie ,,Verbrannte Erde“ und
,vernichtungskrieg“ es der Deutschen = Wehrmacht

gleichzutun, Hauptsache es geht gegen die Russen; so reicht
das immer noch nicht, um die Freundschaft der Deutschen
Regierung  mit  Nazitraditionalisten zu  erschiittern.
AuBenministerin Annalena  Baerbock (Biindnis 90/Die
Griinen) steht zu ihnen, »egal was meine Deutschen Wahler
denken«. Mit Recht, denn Regierungsmandate sind mit Artikel
38 Grundgesetz vom Wiéhler entbunden und Abgeordnete
daher dem Volk gegeniiber per Gesetz verantwortungslos. Alle
Staatsgewalt geht von Parteifiihrern aus. Wozu braucht man
da noch eine Diktatur? Da kann sich eine Innenministerin
Nancy Faeser (SPD) richtig austoben, wie sie im Kampf
gegen Rechtsextremismus zeigen will. »Unsere Demokratie
ist wachsam und wehrhaft«, sagte sie. Deshalb will sie »mit
Pravention und Hirte« gegen rechtsextreme Tendenzen
vorgehen. Soweit dazu was sie vorgibt. Das reimt sich mit
,Liige als Staatsprinzip®.
Inzwischen erodiert eine Demokratie-Simulation, die sich
»Reprisentative ,,Demokratie”“ nennt, so offensichtlich, dass
Représentanten anfangen, sich immer unverbliimter wie
Diktatoren zu benehmen. Sie haben gemerkt, dass es immer
weniger auf die nette Tour geht, um es einmal banal
auszudriicken. Fiir die Reichen, denn die wollen fressen.
Steuermilliarden  fiir ~ amerikanische =~ Pharma-  und
Riistungsoligarchen und das Volk soll frieren fiir
amerikanische Frackingmilliarden. Kant wiirde vielleicht
fragen: was ist die Quelle ihrer ,,Vernunft“? Diese Frage
stellte Hannah Arendt, weil Kant sie natiirlich nicht mehr
stellen kann, und sie fand auch schnell die Antwort.
""Natiirlich ist es Kant nie in den Sinn gekommen, das
Prinzip des Handelns einfach mit dem Prinzip des
Jjeweiligen Gesetzgebers eines Landes oder den in ihm
Jjeweils geltenden Gesetzen zu identifizieren, da fiir ihn ja
jeder Biirger im Augenblick seines Handelns selbst
Gesetzgeber wird durch den Gebrauch seiner
»praktischen Vernunft«. Dennoch entspricht Eichmanns
unbewufite Entstellung dem, was er selbst »den
kategorischen Imperativ fiir den Hausgebrauch des
kleinen Mannes« nannte. In diesem » Hausgebrauch«
bleibt von Kants Geist nur noch die moralische Forderung
iibrig, nicht nur dem Buchstaben des Gesetzes 7u
gehorchen und sich so in den Grenzen der Legalitiit zu

halten, sondern den eigenen Willen mit dem Geist des
Gesetzes zu identifizieren — mit der Quelle, der das Gesetz
entsprang. In Kants Philosophie war diese Quelle die
praktische Vernunft; im Hausgebrauch, den Eichmann
von ihr machte, war diese Quelle identisch geworden mit
dem Willen des Fiihrers." (aus "Eichmann in Jerusalem:
Ein Bericht von der Banalitdt des Bésen" von Hannah
Arendt, Brigitte Granzow)

Die Taten Deutscher Regierungen in der Bundesrepublik sind
weder mit denen von Eichmann noch von Hitler vergleichbar.
Noch nicht. Vorlaufig ist es noch eine Politik fiir Verarmung,
Enteignung, Zensur, Verleumdung, vorwandgestiitzter
Strafverfolgung von Regierungskritikern und Beihilfe zum
Krieg gegen andere Volker. Und dann? Ab wann braucht man
denn keine Vorwéinde mehr? Ab wann ist es keine Beihilfe
mehr? Was meint denn eine Frau Faeser mit »wehrhaft« und
»Pravention und Harte«? Wie weit wollen diese
Reprisentanten gehen? Geschichte wiederholt sich nicht noch
einmal in der Form, wie unsere Grofleltern sie erleben
mussten. Aber das herrschende Eigentumsrecht generiert
prinzipiell eine exponentiell ansteigende Kurve staatlicher
Gewalt, sobald die Akkumulation (Anhdufung) des Kapitals
(Eigentum) auf der einen Seite umgekehrt proportional zur
Verarmung der Klasse der Lohnabhéingigen und des
Kleinbiirgertums auf der anderen Seite, eine bestimmte
Schwelle iiberschritten hat. Entgegen den allgemeinen
Erwartungen bezeichnete Hannah Arendt Eichmann wie folgt:

"Trotz der Bemiihungen des Staatsanwalts konnte jeder
sehen, daf} dieser Mann kein »Ungeheuer« war, aber es
war in der Tat sehr schwierig, sich des Verdachts zu
erwehren, daff man es mit einem Hanswurst zu tun hatte.
Und da dieser Verdacht das ganze Unternehmen ad
absurdum gefiihrt hiitte und auch schwer auszuhalten war
angesichts der Leiden, die Eichmann und seinesgleichen
Millionen von Menschen zugefiihrt hatten, sind selbst
seine tollsten Clownerien kaum zur Kenntnis genommen
und fast niemals berichtet worden." (aus "Eichmann in
Jerusalem: Ein Bericht von der Banalitdit des Bisen" von
Hannah Arendt, Brigitte Granzow)

Sie konnte in der Person Eichmann nicht das Ungeheuer
finden, das alle suchten. Es gibt auch keine Berichte von
Verhéren in den Niirnberger Prozessen, dass Nazifiihrer
Ungeheuer wéren. Das ldsst doch nur den Schluss zu, dass ihr
Handeln durch ein Rechtssystem angelernt wurde, das
Menschen in letzter Konsequenz zu ungeheuerlichsten Taten
treibt. Am besten dafiir geeignet sind immer jene, die das
Denken verweigern: die Hanswiirste. Was also bdse Taten
am laufenden Band hervorbringt, ist das Eigentumsrecht.
Warum? Weil es ein Raub-, Ausbeutungs-, ein Gewaltrecht
ist, um massenhaft Lohnabhéngige fiir einzelne Eigentlimer
ausbeuten zu konnen. Das Naziregime hatte die Lohnsklaverei
nicht nur zuriickgedreht in direkte Sklaverei, sondern ihr
Eigentumsrecht fiel noch hinter das romische Eigentumsrecht
zurilick, denn Zwangsarbeiter hatten nicht nur kein Recht auf
Leben sondern ihr Leben war als Unrecht erhoben worden.
Die so geschidigt Uberlebenden miissen heute noch auf
angemessene Entschidigung warten, weil alle bisherigen
Bundesregierungen kaum einen Anlass sahen, den geraubten
Reichtum an die Geschédigten zuriick zu geben.

Schon das romische Eigentumsrecht ist nicht hoher als das
Recht des Stirkeren im Reich der Tiere und deshalb kein
Menschenrecht. Welches Recht kann aber diese Gewaltspirale
beenden, das schlieSlich biologische, chemische und atomare
Waffensysteme hervorbrachte?
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Rouseau entwarf schon am Vorabend der Grofen
Franzoésischen Revolution erste Prinzipien eines modernen
Besitzrechts, ndmlich die Kopplung von Verfiigungsgewalt an
personliche Nutzung und Arbeit, damit gewaltsamer
Ausschluss der Gemeinschaft durch Aneignung Einzelner
(Privatisierung) von vornherein verhindert werden kann. Erst
dann wird Demokratie (Volksherrschaft) iiberhaupt erst
mdglich. Das ist der wesentlichste Bestandteil der Aufklarung.
Hannah Arendt hielt 1965 unter dem Titel ,,Some Questions of
Moral Philosophy* eine Vorlesung an der School for Social
Research in New York und erzihlte eine Anekdote, die Zitat:

se-.uNS von Kant berichtet, der seinen sprichwortlichen
tiglichen Spaziergang durch die Strafien von Konigsberg
jeden Tag immer exakt zur gleichen Stunde machte und
sich angewdhnt hatte, den Bettlern, denen er begegnete,
Almosen zu geben. Dazu hatte er neue Miinzen bei sich,
wie um die Bettler nicht durch gebrauchte, abgegriffene
Geldstiicke zu beleidigen. Auflerdem pflegte er er fast
dreimal so viel wie sonst iiblich zu geben, was natiirlich
zur Folge hatte, daf} er von Bettlern belagert wurde.
Schliefilich mufite er die Zeit seines tiglichen
Spazierganges dndern, aber schimte sich zu sehr, die
Wahrheit zuzugeben, und erfand einen Metzgergesellen,
der, wie er sagte, ihn iiberfallen habe. Denn sein wahrer
Grund fiir die Anderung des Spaziergangs war natiirlich,
daf seine Gewohnheit, Geld zu verschenken, nicht mit
seiner moralischen Aussage, dem kategorischen
Imperativ, in Einklang zu bringen war.“ (Hannah Arendt
,»Uber das Bise“ — Eine Vorlesung zu Fragen der Ethik)

Den Kategorischen Imperativ formulierte Kant in ,,Kritik der
Praktischen Vernunft“, wie folgt*

»,Handle so, daf} die Maxime deines Willens jederzeit
zugleich als Princip einer allgemeinen Gesetzgebung
gelten konne.“

Er machte also selbst, vermutlich ganz unbewusst, das
herrschende Eigentumsrecht zur Maxime seines Willens.
Denn Geld zu verschenken kann mit dem Eigentumsrecht
nicht in Einklang gebracht werden. Natiirlich nicht! Geld ist
Ausdruck ausgebeuteter Arbeit und es zu verschenken
bedeutet eigentlich, den Beschenkten zu befreien. Wer Alles
geschenkt bekédme konnte ja leben ohne fiir einen Eigentlimer
arbeiten zu miissen und wire dann ja dem Eigentiimer
gleichgestellt, der nicht arbeiten muss, weil Andere fiir ihn
arbeiten. ,,Wer alles bekdme, wiirde nicht mehr arbeiten
wollen.“ So das alte Vorurteil seitdem das Eigentumsrecht
begann sich herauszubilden; und bekanntester geistiger
Kurzschluss, den die Repréisentanten im Bundestag erleiden,
wenn sie sich iiber Beschrinkungen von Sozialleistungen
anstrengen. Sie haben alle das gleiche Problem wie Kant auf
seinen Spaziergidngen. Sie wollen Gut sein, und miissen doch
Bose sein. Das Gute darf nicht ,,als Princip einer allgemeinen
Gesetzgebung gelten.” Erkenntnisse aus der Anthropologie,
dass Arbeit ein menschliches Bediirfnis ist, ndmlich
freiwillige Arbeit, gehort nicht zu dem, was Machthaber im
Eigentumsrecht unbedingt wissen wollen.

Das einzig menschliche Prinzip einer allgemeinen
Gesetzgebung kann nur sein, dass es allen Gut gehen moge.
Aber das Figentumsrecht kennt nur das Prinzip, dass es
Einigen gut gehen moge, auf Kosten aller Anderen. Was also
gedndert werden muss, ist die allgemeine Gesetzgebung. Das
wissen die Eigentiimer und behalten sie deshalb in ihrer Hand,
entweder in Form eines Parlaments mit vom Wéhlerwillen
entbundenen Mandaten oder mit einer Diktatur. Die Losung
des Problems liegt also darin, Gesetz-Gebung und -Initiative

in die Hande des Staatsvolkes zu legen, sodass die Maximen
der Staatsbiirger als Prinzipien allgemeiner Gesetzgebung
gelten und alle Staatsgewalt tatsdchlich vom Volk ausgehen
kann. Schon die Gegeniiberstellung ganz weniger aber
entscheidender Prinzipien eines Reprisentativsystems mit
einer wirklichen Demokratie (Radikaldemokratie) offenbaren
die Losung, wie z.B. in folgender Tabelle:

Reprasentative Demokratie
(Oligarchie) (Radikaldemokratie)
Ungebundene Ein Souverianes
Reprasentanten sind Staatsvolk ist
nicht legitimiert legitimiert
durch durch
Falschinterpretation Artikel 21

der Allg. Erklarung der Allg. Erklarung
der Menschenrechte der Menschenrechte

wDer Wille des Volkes
bildet die Grundlage
fiir die Autoritat der
offentlichen Gewalt.“

Der Wille des Volkes
ist auf Wahlen von
Reprasentanten zu

beschranken.

Das Freie Mandat
fahrt zur
Fremdherrschaft

Mit dem Imperativen
Mandat zur
Volkssouveranitat

Vertreter sind an
Auftrage ihrer

Mandatstrager sind
an Auftrage ihrer

Wahler nicht Wahler gebunden &
gebunden, aber jeder Zeit abwahlbar.
korrumpierbar. (im GG noch nicht

(in Art. 38 im GG verankert)
verankert)

Was bedeutet
Parteienherrschaft?

Was bedeutet
Volksherrschaft?

Alle Staatsgewalt
geht von Partei-
fithrern aus (im GG
nicht verankert)

wAlle Staatsgewalt
geht vom Volke aus.“
(in Art. 20 GG
verankert)

Mach den Unterschied!

Werde Fordermitglied bei
UMEHR e.VW.

»Zweck ist die Vereinigung von Menschen,
welche sich fiir die Verankerung der egalitiren
Menschenrechte der UN von 1948 in
Verfassungen und Gesetzen durch ihre freien
Entscheidungen als Staatsbiirger engagieren.“
sieche www.umehr.net

info@umehr.net

Holger Thurow-N.


http://www.umehr.net/
https://www.un.org/depts/german/menschenrechte/aemr.pdf

UMEHR ..v.

UNITED MOVEMENT FOR EQUAL HUMAN RIGHTS

Dieser Verein wurde von den Griindern als ein
radikaldemokratisches Projekt gestartet. Wir
betrachten und behandeln jeden Menschen als
Konig, als Souverin in seinen eigenen
Angelegenheiten.

Im Zentrum jeder radikaldemokratischen Struktur steht die
Selbstbesti g jed Ei | und jeder einzelnen Gruppe in
ihr, was dem Sinn Mensch entsprich Die
Griindungsmitglieder hatten sich fiir eine radikaldemokratische
Struktur dieses Vereins entschieden, um auf die radikale
Demokratisierung unserer Gesellschaft hinwirken zu kénnen.

Den Griindern war von Anfang an klar, dass dieser Verein von
undemokratischen Machthabern nicht gemocht, eventuell
behindert und sogar verleumdet werden kénnte. Wir sind bereit,
alle Widrigkeiten geduldig zu ertragen, bis wir unsere
S anitit als St hergestellt haben und selbst lber
Verfassung und G tze entscheiden

Die Alternative zur Volksherrschaft ist die nicht enden wollende
Fortsetzung der Lohnsklaverei durch reiche Eigentimer und die
politische Entmiindigung durch deren Reprisentanten.
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	Unwert zu leben
	Der Keim der „Banalität des Bösen“ liegt im Repräsentativsystem
	Zu „Hannah Arendt und die "Banalität des Bösen"“ veröffentlichte der NDR am 04.12. 2020 einen Beitrag, in dem sie als unbequeme Denkerin beschrieben wird, und weiter, Zitat:

